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Referat 
 
Die Bachelorarbeit befasst sich mit „community work“ und Gemeinwesenarbeit und 
will so die internationale und die nationale Perspektive auf dieses Arbeitsfeld Sozialer 
Arbeit zusammenführen. Dabei stehen Aktivierung und Beteiligung als wichtige Aspek-
te dieser Ansätze im Mittelpunkt der Betrachtung. 
 
Zur Erarbeitung der internationalen Perspektive wurden Texte US-amerikanischer, briti-
scher, australischer, südafrikanischer, schwedischer und norwegischer Autoren ausge-
wertet. Die nationale Perspektive gibt vorrangig die Ansichten Dieter Oelschlägels und 
Wolfgang Hintes wieder. 
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Vorwort 
Im Sommersemester 2010 habe ich das internationale Modul „Community work from 
an international perspective“ des Social Work - Virtual Campus (Vircamp) belegt. Die-
ses Modul ermöglichte es mir Theorien und Methoden von „community work“ kennen 
zu lernen und anhand einer Fallstudie praktisch anzuwenden. Ein besonderes Anliegen 
des Moduls war es, die Bedeutung einer „bottom-up“ Ausrichtung von „community 
work“ zu vermitteln, welche mit dem Grundsatz verbunden ist, dass die Mitglieder der 
Gemeinde selbst die zentralen Akteure im Gemeinwesenarbeitsprozess sein sollen. Das 
Modul eröffnete mir viele neue Perspektiven, unter anderem auf das Verständnis von 
Demokratie, auf verschiedene Stufen von Beteiligung und eine begleitende nicht aber 
führende Rolle als Professionelle. Die professionelle Aufgabe, Mitglieder einer Ge-
meinde dabei zu unterstützen, ihr Lebensumfeld durch gemeinsames Handeln zu gestal-
ten und so mehr Einfluss auf ihre Lebensbedingungen zu gewinnen, faszinierte mich 
und machte Gemeinwesenarbeit für mich zu einem attraktiven Arbeitsfeld.  
Das Themengebiet Gemeinwesenarbeit fand in meinem Bachelorstudiengang Soziale 
Arbeit kaum Berücksichtigung. Auch das Modul „Community work“ befasste sich nicht 
mit Gemeinwesenarbeit in Deutschland, da aufgrund der internationalen Ausrichtung 
englischsprachige Literatur US-amerikanischer, britischer, australischer, südafrikani-
scher, schwedischer und norwegischer Autoren als Lernmaterial verwendet wurde. Des-
halb habe ich mich entschlossen, mich ergänzend mit dem deutschen Fachdiskurs zur 
Gemeinwesenarbeit auseinanderzusetzen.  
In der vorliegenden Arbeit werde ich zunächst die internationale Perspektive auf „com-
munity work“ aufarbeiten (Teil A). Ausgehend von den im Rahmen des internationalen 
Moduls gewonnen Kenntnissen möchte ich anschließend aufzeigen, inwieweit sich 
Elemente des in diesem Modul vorgestellten „community work“ Ansatzes auch in der 
deutschen Gemeinwesenarbeit wieder finden (Teil B). Als Schwerpunkte für den Ver-
gleich habe ich mir die Aspekte Aktivierung und Beteiligung gewählt, da diese zentral 
für eine „bottom-up“ Ausrichtung von „community work“ sind und auch im deutschen 
Fachdiskurs eine wichtige Rolle spielen.  
In Teil A wird aufgezeigt, was der Begriff „community“ bedeutet (1.1), welch vielfälti-
ge Praxis mit dem Begriff „community work“ erfasst wird (1.2), und welche Ausrich-
tung von „community work“ im Mittelpunkt des internationalen Moduls stand (1.3). 
Zudem wird dargestellt, an welchen Prinzipien sich „bottom-up“ Praxis ausrichtet. Zu-
nächst werden die Idee „Veränderung von unten“ und ihre Verbindung zum Empower-
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ment-Gedanken betrachtet (2.1). Anhand des Prinzips „Wertschätzung des Lokalen“ 
werden Idealvorstellungen zur inneren Haltung des Gemeinwesenarbeiters und zur 
praktischen Ausgestaltung des Verhältnisses zwischen Gemeinwesenarbeiter und Ge-
meindemitgliedern vorgestellt (2.2). Anschließend folgt die Auseinandersetzung mit 
Aktivierung und fördernden Bedingungen für kollektives Handeln (2.3.) sowie mit Be-
teiligung der Bevölkerung an Entscheidungsprozessen als wesentliches Element von 
Demokratie (2.4). 
Teil B beginnt mit der Darstellung der Situation von Gemeinwesenarbeit in Deutschland 
(1). Anschließend werden die Ansichten Dieter Oelschlägels (2) und Wolfgang Hintes 
(3) zu den Merkmalen von Gemeinwesenarbeit sowie zu Aktivierung und Beteiligung 
vorgestellt und mit der internationalen Perspektive verglichen. 
Das Fazit widmet sich der Frage, ob der Blick auf internationale Konzepte und Erfah-
rungen für eine Weiterentwicklung der deutschen Gemeinwesenarbeit hilfreich sein 
kann. 
IV 
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Teil A - Internationale Perspektive 
1 Community work – Begriffsannäherung 
1.1 „Community“ als Ausgangspunkt für community work 
Um sich dem Begriff „community work“ (CW) anzunähern, soll zunächst betrachtet 
werden, welche Bedeutung sich hinter dem zentralen Bezugspunkt „community“ ver-
birgt. Als wörtliche Übersetzung dieses Begriffes kommen unter anderem „Gemeinde“ 
und „Gemeinschaft“ in Betracht.1 Im Folgenden wird „community“ mit Gemeinde 
übersetzt. Da dieser Begriff wiederum im Deutschen verschiedene Bedeutungen hat 
(z.B. Gemeinde als administrative Einheit, Kirchgemeinde), soll geklärt werden, was 
die Gemeinde, mit der im Rahmen von „community work“ gearbeitet wird, ausmach
Zur weiteren Begriffsannäherung wird zunächst eine nicht der Fachdiskussion entstam-
mende Begriffserklärung aus dem Oxford Advanced Learner`s Dictionary herangezo-
gen. Dort werden folgende mögliche Bedeutungen von „community“ aufgeführt:2  
a) alle Menschen, die in einem bestimmten Gebiet leben 
b) eine Gruppe von Menschen, welche die gleiche Religion, die gleiche Nationalität, 
einen gleichen Beruf etc. haben 
c) das Gefühl, Dinge gemeinsam zu haben, und der Zugehörigkeit zu einer Gruppe 
Anhand dieser Bedeutungen lassen sich wesentliche Elemente des Verständnisses von 
„community“, welches CW zu Grunde liegt, aufzeigen. Es wird deutlich, dass „commu-
nity“ das Vorliegen einer bestimmten Gemeinsamkeit, die Menschen miteinander ver-
bindet, voraussetzt. Gleichzeitig verweist die Begriffserklärung auf die grundsätzliche 
Unterscheidung zwischen geographischen (a) und funktionellen (b) Gemeinden. Grund-
lage für geographische Gemeinden ist ein gemeinsamer Ort. Funktionelle Gemeinden 
basieren auf anderen Merkmalen, die eine gemeinsame Identität stiften (vgl. Ife; Teso-
riero 2006, 98). Ersichtlich ist zudem, dass die soziale Dimension von Gemeinde betont 
wird, da Menschen im Mittelpunkt der Begriffserklärung stehen. Nach diesem Ver-
ständnis sind geographische Gemeinden also nicht eine administrative Einheit oder ein 
sonstiges Gebiet (Dorf, Stadt, Stadtteil). Vielmehr bilden die Menschen, die in diesem 
Gebiet leben, die Gemeinde.  
Als Beitrag aus der englischsprachigen Fachdiskussion soll das Begriffsverständnis der 
australischen Autoren Jim Ife und Frank Tesoriero vorgestellt werden. Die Autoren be-
schreiben anhand von fünf Merkmalen, was für sie „community“ in ihrem „community 
 
1 vgl. http://de.pons.eu/dict/search/results/?q=community&l=deen (verfügbar am 25.11.2010) sowie 
http://www.dict.cc/?s=community (verfügbar am 25.11.2010). 
2 Es folgt eine eigene Übersetzung der englischsprachigen Begriffserklärung. Vgl. Oxford Advanced 
Learner`s Dictionary of Current English, 6. Auflage, 2000, Oxford, Oxford University Press, 243. 
work“ Konzept ausmacht.3 Das Merkmal „human scale“ dient der Abgrenzung gegen-
über großen, unpersönlichen und zentralisierten Strukturen. „Community“ setzt eine 
überschaubare Größe voraus, welche Kennen lernen und Interaktion der Menschen er-
möglicht. Ihre Strukturen müssen klein genug sein, um von den Menschen beherrscht 
werden zu können. Dies kann nach Ife und Tesoriero auf Gruppierungen von bis zu ei-
nigen tausend Menschen zutreffen. Mit dem Merkmal „identity and belonging“ weisen 
die Autoren darauf hin, dass „community“ mehr ist als nur eine Gruppe, die aufgrund 
administrativer Zweckmäßigkeit (z.B. Schulklasse) gebildet wurde. Sie führen an, dass 
„community“ auch ein Gefühl der Zugehörigkeit bzw. der Akzeptanz und Wertschät-
zung innerhalb der Gruppe sowie Loyalität impliziert. Die Zugehörigkeit zu einer 
„community“ stellt für sie eine wichtige Möglichkeit der Identitätsstiftung dar. Das 
Merkmal „obligations“ verweist darauf, dass mit der Mitgliedschaft in einer „commu-
nity“ auch Verpflichtungen verbunden sind, so die Verpflichtung, durch aktive Teil-
nahme an zumindest einigen Aktivitäten der Gemeinde zum Gemeinschaftsleben beizu-
tragen und sich für den Erhalt der Gemeinde einzusetzen. Mit dem Merkmal „Gemein-
schaft“ betonen Ife und Tesoriero die Verschiedenheit von „Gemeinschaft structures 
and relationships“ und „Gesellschaft structures and relationships“ der Massengesell-
schaft. Ihrer Ansicht nach ermöglicht eine Gemeinde den Menschen, miteinander als 
„whole people“ und nicht eingeschränkt auf eine bestimmte Rolle oder Kategorie zu 
interagieren. Dadurch würde auch das Einbringen einer größeren Palette von Talenten 
und Fähigkeiten ermöglicht. Schließlich sehen Ife und Tesoriero in der „community“ 
auch die Möglichkeit der Abgrenzung gegenüber einer Massenkultur. Darauf verweist 
das Merkmal „culture“ (vgl. ebd. 96f.).  
Aus der Argumentation der Autoren wird deutlich, dass „community“ für sie ein positi-
ves Gegenbild zur Massengesellschaft darstellt, in der individuelle Besonderheiten und 
Besonderheiten von Gemeinden keine Rolle spielen. In der Stärkung von Gemeinden 
und kleinräumigen Strukturen sehen Ife und Tesoriero die Möglichkeit, Vielfalt, ökolo-
gische Nachhaltigkeit und Empowerment zu fördern. Darüber hinaus betrachten sie es 
als wünschenswert, dass Gemeinden im Hinblick auf die Erfüllung menschlicher Be-
dürfnisse eine bedeutendere Rolle erlangen als Familie, Kirche, Markt und Staat (vgl. 
ebd. 96).  
                                                 
3 Der Ansatz Ife und Tesorieros ist in eine umfassende Vision einer wünschenswerten Gesellschaft einge-
bettet. Daher kann ihr Verständnis von „community“ nicht stellvertretend für sämtliche „community 
work“ Konzepte herangezogen werden. Trotzdem soll ihre Argumentation hier dargestellt werden, da ihr 
Konzept den Leitfaden zur theoretischen Auseinandersetzung mit „community work“ im Rahmen des 
internationalen Modul „Community work from an international perspective“ bildete.    
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Die Frage, ob CW sowohl die Arbeit mit geographischen als auch mit funktionellen 
Gemeinden umfasst, beantworten Ife und Tesoriero wie folgt. Sie räumen ein, dass bei-
de Gemeindearten die von ihnen beschriebenen Merkmale aufweisen können und dass 
es Praktiker gibt, die vorwiegend mit funktionellen Gemeinden (z.B. ethnische Com-
munities) arbeiten. Weiterhin stellen sie fest, dass die Entstehung funktioneller Ge-
meinden aufgrund der gestiegenen Mobilität und der modernen Kommunikationstech-
nologien heute eher möglich ist als in früheren Zeiten, und dass funktionelle Gemeinden 
für viele Menschen an die Stelle der örtlichen Gemeinde als Erfahrungsraum von Ge-
meinschaftsidentität getreten sind. Trotzdem bevorzugen Ife und Tesoriero die Arbeit 
mit geographischen Gemeinden. Ein wichtiges Ziel ihres Ansatzes ist es, Menschen so 
in ihrer örtlichen Gemeinde zu integrieren, dass sie miteinander interagieren und alle an 
Entscheidungsfindungsprozessen teilhaben können. Dies würde erschwert, sofern einige 
Gruppen hauptsächlich funktionellen Gemeinden verbunden sind und sie deshalb weni-
ger geneigt sind, sich an örtlichen Aktivitäten zu beteiligen. Aus der ökologischen Per-
spektive heraus sehen sie die Notwendigkeit, eine Verbindung der Menschen mit ihrer 
physischen Umwelt sowie eine Verantwortlichkeit gegenüber dieser wiederherzustellen. 
Zudem geben Ife und Tesoriero zu bedenken, dass funktionelle Gemeinden nicht für 
alle Menschen gleich zugänglich sind. Einschränkungen sehen sie hier beispielsweise 
für Menschen, die durch fehlende Mobilität oder Mangel an Kinderbetreuungsmöglich-
keiten örtlich bzw. zeitlich gebunden sind. Trotz aus ihrer Sicht wichtiger Argumente, 
die gegen die Förderung funktioneller Gemeinden sprechen, schließen Ife und Tesoriero 
die Arbeit mit funktionellen Gemeinden nicht generell aus. Sie erkennen die Legitimität 
der positiven Erfahrungen, die Menschen in funktionellen Gemeinden machen, sowie 
das Empowerment-Potential solcher Gemeinden an. Da Praktiker insbesondere in städ-
tischen Gebieten häufig mit einer gering ausgeprägten örtlichen Struktur konfrontiert 
sind, sei es wichtig, einigen funktionellen Gemeinden Beachtung zu schenken und diese 
zu fördern. Dies sei vor allem von Bedeutung, sofern funktionelle Gemeinden benach-
teiligte Gruppen repräsentieren (vgl. ebd. 98f.). 
CW kann zunächst als Tätigkeit beschrieben werden, die sich an geographische 
und/oder funktionelle „communities“ richtet. Der Begriff „community“ meint dabei eine 
Gruppe von Menschen, die entweder auf einem geteilten Ort oder einem anderen ge-
meinsamen Merkmal beruht und durch ein gewisses Maß an Verbundenheit und Inter-
aktion ihrer Mitglieder gekennzeichnet ist. Im nächsten Kapitel werden verschiedene 
praktische Gestaltungsmöglichkeiten dieser Tätigkeit betrachtet. 
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1.2 Erscheinungsformen von Community work  
„Community work“ wird als Oberbegriff für verschiedenartige auf Gemeinden bezoge-
ne Arbeitsansätze benutzt. Parallel dazu finden sich auch die Oberbegriffe „community 
organizing“ bzw. „community organization“.4 Diesen Begriffen lassen sich verschiede-
ne Praxiskonzepte zuordnen, die mit unterschiedlichen Zielsetzungen, Strategien und 
Überzeugungen verbunden sind. An dieser Stelle werden drei Ordnungsversuche der 
vielfältigen CW-Praxis vorgestellt. Zunächst wird die Klassifikation des US-
amerikanischen Autors Jack Rothman erläutert, auf die in der Literatur häufig Bezug 
genommen wird. Die Typologie mit dem Titel „Three models of Community Organiza-
tion Practice“ entwickelte Rothman Ende der 60er Jahre. Er beschreibt drei idealtyp-
ische Interventionsmodi: „Locality Development“, „Social Planning“ und „Social Ac-
tion“. Diesen ordnet er jeweils zwölf Praxisvariablen zu, welche zentrale Merkmale der 
einzelnen Interventionsmodi darstellen. Die Variablen „Zielkategorien“ (1)5, „grundle-
gende Veränderungsstrategie“ (3), „Wahrnehmung der Nutznießer“ (10) und „Empo-
werment“ (12) sollen hier zur Kennzeichnung der Idealtypen näher betrachtet werden. 
Der Ansatz des „Locality Development“ ist geprägt durch Prozessziele (Ausbau von 
Fähigkeiten, Integration, Selbsthilfe), das Anstreben von Veränderung durch eine breit 
angelegte Beteiligung von Menschen bei der Bestimmung und Lösung ihrer eigenen 
Probleme, der Wahrnehmung der Nutznießer als Bürger sowie ein Empowermentkon-
zept, welches den Schwerpunkt auf die Entwicklung der Fähigkeit, gemeinsame und 
sachkundige Entscheidungen zu treffen, legt. Das „Social Planning“ Modell zielt auf 
die Lösung wesentlicher sozialer Probleme. Hierzu werden Daten gesammelt und darauf 
aufbauend Handlungsschritte erarbeitet. Die Nutznießer werden als Konsumenten 
wahrgenommen. Empowerment findet insoweit statt, als die Konsumenten zu ihren Be-
dürfnissen befragt oder über ihre Wahlmöglichkeiten hinsichtlich verschiedener Servi-
ceangebote informiert werden. Hauptziele des „Social Action“ Modells sind die Verän-
derung von Machtverhältnissen und von Ressourcenverteilung sowie ein grundlegender 
Wandel von Institutionen. Als wesentliche Veränderungsstrategie wird in diesem Mo-
                                                 
4 Laut Jeffries ist der Oberbegriff „community work“ typisch für  Großbritannien, während in den USA 
der Oberbegriff „community organizing“ verwendet wird (vgl. Jeffries 1996, 106). Bei Rothman findet 
sich der Oberbegriff „community organization“ (vgl. Henriksbø; Olsson 2010, 4). 
Diese unterschiedliche Begriffsverwendung bestätigt sich auch in der Literaturliste zum internationalen 
Modul „Community work from an international perspective“.  Der Begriff „community work“ findet sich 
hier in den Titeln der britischen, australischen, südafrikanischen und skandinavischen Veröffentlichun-
gen. Die US-amerikanischen Autoren verwenden hingegen die Begriffe „community organizing“ und 
„community organization“.   
5 Die Zahlen in Klammern verweisen auf die Nummern der Praxisvariablen in der unter Anlage 1 abge-
druckten Tabelle. 
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dell die Mobilisierung von Menschen für Aktionen, die den Interessen eines Feindes 
schaden, genutzt. Die Nutznießer werden als Opfer betrachtet. Schwerpunkte des Em-
powermentkonzeptes sind das Erreichen objektiver Macht für die Nutznießer sowie des 
Rechtes und der Mittel, Entscheidungen zu beeinflussen (vgl. Rothman 1996, 70 ff.). 
Ursprünglich hat Rothman die von ihm entwickelten Modi als klar voneinander ab-
grenzbar wahrgenommen. Diese strikte Trennung hat Rothman aufgegeben. Er stellt 
fest, dass sich die Interventionsmodi in der Praxis überschneiden (vgl. ebd. 71). Sofern 
in der praktischen Arbeit Praxisvariablen, die verschiedenen Modi zugeordnet sind, 
kombiniert werden, ergeben sich bimodale 
Interventionen (Development/Action, Plan-
ning/Development, Action/Planning) oder 
gemischte Interventionen (Kombination 
aller drei Modi). Rothman nimmt an, dass 
die grundlegenden Modi in Reinform nur 
einen Bruchteil der Praxis ausmachen, 
bimodale Kombinationen hinsichtlich der 
Häufigkeit eine Mittelstellung einnehmen und Mischungen aller drei Modi die Praxis 
dominieren (vgl. ebd. 77f.). Weiterhin merkt Rothman an, dass sich die Schwerpunkt-
setzung im Verlauf eines Projektes auch von einem Modus auf einen anderen Modus 
verschieben kann (vgl. ebd. 94). Abschließend schätzt er ein, dass jeder Interventions-
modus für sich allein genommen Beschränkungen aufweist, zu deren Überwindung die 
anderen Modi beitragen können. Die von ihm entwickelten Praxisvariablen sollen Prak-
tikern daher als Optionen zur Verfügung stehen, die sie flexibel anwenden können (vgl. 
ebd. 96).  
Intermixed
Locality
Development
Social
Planning
Social
Action
Planning/
Development
Development/
Action
Action/
Planning
Abbildung 1: Überschneidung der Interventionsmodi 
Die britische Autorin Ann Jeffries greift das Konzept Rothmans auf und entwickelt dar-
aus das „Four-Square Model of Community Practice“, welches die unterschiedliche 
Schwerpunktsetzung der Grundmodi nach Rothman sehr anschaulich visualisiert. An-
knüpfend an den doppelten Fokus von CW, der einerseits auf Veränderung und anderer-
seits darauf gerichtet ist, wie diese Veränderung hervorgebracht wird, beschränkt sich 
Jeffries auf die Vergleichsdimensionen „change“ und „empowerment“. Die beiden Di-
mensionen werden in einem Koordinatensystem kombiniert (vgl. Abb. 2). Auf der 
„change axis“ (Vertikale) wird der Umfang der angestrebten Änderung abgebildet. Da-
bei reicht das Veränderungsniveau von relativer Stabilität, also einer Verbesserung un-
ter Aufrechterhaltung des Status Quo, bis hin zu umfassenden Veränderungen, welche 
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aufgrund der Wahrnehmung von Entmündigung und struktureller Ungerechtigkeit ange-
strebt werden und Autoritäten in Frage stellen. Die „empowerment-axis“ (Horizontale) 
bildet das Kontinuum zwischen Entscheidungen durch die Gemeinde und Entscheidun-
gen durch Eliten ab.  
Im Hinblick auf die Veränderungsin-
tensität ordnet Jeffries Rothmans 
Modi „Locality Development“ (hier 
bezeichnet als „Community Develop-
ment“6) und „Social Planning“ dem 
oberen Bereich der „change axis“ 
(Stabilität) zu. „Social Action“ als 
stark veränderungsorientierter Modus steht im unteren Bereich (Veränderung). Auf der 
linken Seite der „empowerment axis“ (Entscheidung durch Gemeinde) stehen „Social 
Action“ und „Community Development“. Das eher auf Entscheidungen von Experten 
ausgerichtete „Social Planning“ Modell ist entsprechend auf der rechten Seite (Ent-
scheidung durch Eliten) angeordnet. Um das Modell zu vervollständigen, ergänzt Jeff-
ries „Social Reform“ als weiteren Modus (vgl. Jeffries 1996, 107ff.).  
Abbildung 2: Four-Square Model of Community Practice 
Der britische Autor Alan Twelvetrees versucht die vielfältigen Erscheinungsformen von 
CW durch sieben Dimensionen zu erfassen, in denen jeweils zwei gegensätzliche Ar-
beitsformen gegenübergestellt werden. Die erste Dimension „community development 
work `versus´ social planning“ bezieht sich auf die grundsätzliche Ausrichtung von 
CW. Die Arbeitsweise „community development work“ beschreibt Twelvetrees folgen-
dermaßen: „Community development workers operate as facilitators with people in re-
lation to what those people decide to become involved with, helping them realizing their 
collective goals.“ (Twelvetrees 2008, 3; Hervorhebung im Original). Ausgangspunkte 
für die Tätigkeit des Gemeinwesenarbeiters sind also die Entscheidung der beteiligten 
Menschen, in welchen Bereichen sie sich engagieren wollen, und deren gemeinsame 
Zielvorstellungen. „Community development work“ ist von der Überzeugung getragen, 
dass Veränderung durch einen Prozess hervorgebracht werden sollte, der sicherstellt, 
dass die daran Beteiligten so viel Kontrolle wie möglich haben und der sie befähigt, 
selbst zu handeln. Demgegenüber handelt der Gemeinwesenarbeiter im Falle von „soci-
al planning“ stärker eigeninitiativ, in dem er beispielsweise Projekte initiiert oder direkt 
                                                 
6 Jeffries bevorzugt hier den Begriff „Community Development“. Dieser ist in Großbritannien gebräuch-
lich, da hinter dem Begriff „community“ ein umfassenderes Konzept steht als hinter dem Begriff „locali-
ty“ (vgl. Jeffries 1996, 102). 
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mit den Anbietern sozialer Dienste zusammenarbeitet, um sie für die Bedürfnisse be-
stimmter Gemeinden zu sensibilisieren. Zugunsten des Erreichens von Veränderung 
rückt die Beteiligung bestehender Gemeindegruppen mehr oder weniger stark in den 
Hintergrund. Twelvetrees betont, dass Gemeinwesenarbeiter beide Arbeitsweisen be-
herrschen müssen und dass es viele Formen von CW gibt, welche sowohl „community 
development work“ als auch „social planning“ beinhalten (vgl. ebd. 3ff.). 
Die Dimension „the facilitating (or enabling) role and the organising role“ bezieht  
sich auf die Rolle des Gemeinwesenarbeiters innerhalb der Gruppe, mit der er arbeitet. 
Im Falle der „facilitating role“ lässt sich der Gemeinwesenarbeiter auf das Tempo der 
Gruppe ein und unterstützt diese dabei, auszuarbeiten, was sie tun möchte und wie sie 
es tun möchte. Er wirkt als Katalysator. Hingegen übernimmt der Gemeinwesenarbeiter 
eine „organising role“, sofern er entweder informell oder als offizieller Vorsitzender 
Leitungsfunktionen in der Gruppe übernimmt (vgl. ebd. 6). Die Dimension „generic 
and specialist community work“ dient der Unterscheidung einer generalistischen oder 
spezialisierten Ausrichtung der Arbeit. Sofern es dem Gemeinwesenarbeiter möglich ist, 
mit jeder Gruppe im Gemeinwesen zu jedem Thema zu arbeiten, spricht Twelvetrees 
von „generic community work“. Für Großbritannien stellt Twelvetrees fest, dass in den 
letzten drei Jahrzehnten „specialist community work“ häufiger geworden ist. Oft wer-
den Gemeinwesenarbeiter von Serviceanbietern eingestellt, um die angebotenen Dienste 
zu verbessern und die Kunden oder Klienten in diesen Verbesserungsprozess einzube-
ziehen. Die Spezialisierung ergibt sich daraus, dass Aufgabe des Gemeinwesenarbeiters 
entweder die Arbeit zu einem bestimmten Themenbereich mit einer örtlichen Gemeinde 
oder die Arbeit mit einer bestimmten Kategorie von Menschen ist (vgl. ebd. 4). In der 
Dimension „community work in its own right and community work as an attitude“ wird 
danach differenziert, ob CW direkt zum Aufgabenbereich eines Angestellten gehört 
oder ob jemand in seinem Arbeitsfeld lediglich Prinzipien von CW anwendet. Die Di-
mension „unpaid and paid community work“ dient dazu, auch die Arbeit von Ehren-
amtlichen, die quasi als Gemeinwesenarbeiter aktiv sind, als spezielle Form von CW zu 
berücksichtigen (vgl. ebd. 6). 
Die zwei verbleibenden Dimensionen beziehen sich darauf, welche Ziele und welche 
Mittel im Gemeinwesenarbeitsprozess im Vordergrund stehen. Mit den Zielen befasst 
sich die Dimension „process and product“. Prozessziele beziehen sich auf Veränderun-
gen der Selbstsicherheit, des Wissens, der Fähigkeiten oder der Haltungen der Men-
schen oder auf die Entwicklung einer Organisation. Demgegenüber erfassen Produktzie-
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le angestrebte Veränderungen der materiellen Situation. Twelvetrees weist darauf hin, 
dass stets beide Zielarten eine Rolle spielen und dass es von der jeweiligen Situation 
abhängt, ob Prozess- oder Produktziele überwiegen (vgl. ebd. 5). Die Frage, welche 
Mittel zur Erreichung der Ziele eingesetzt werden, wird in der Dimension „self-
help/service approaches and influence approaches“ aufgegriffen. Im ersten Fall können 
die Bedürfnisse einer Gemeinde zu einem großen Teil durch Ressourcen der Gemeinde 
erfüllt werden. Entsprechend liegt der Schwerpunkt auf der Bündelung der internen 
Ressourcen. Hingegen ist es im zweiten Fall notwendig, Einfluss auf Organisationen 
außerhalb der Gemeinde zu nehmen, um von diesen Ressourcen zu erhalten oder sie 
dazu zu bewegen, ihre Politik zu ändern (vgl. ebd. 4). 
 
1.3 Einordnung des durch Vircamp vertretenen Begriffsverständnisses 
Im Curriculum zum internationalen Modul „Community work from an international 
perspective“ wird „community work“ wie folgt definiert:  
“Community work is a planned process to mobilise communities to use their own social 
structures and resources to address their own problems and achieve their own objec-
tives. Community work focuses on participation and fosters empowerment, emancipa-
tion and change through collective action.” (Vircamp, 1). 
Die Ordnungsversuche von Rothman, Jeffries und Twelvetrees machen deutlich, dass 
CW sich kaum durch eine allgemeingültige Definition erfassen lässt. So beschreibt auch 
die obige Definition nur einen Teil der vielfältigen CW-Praxis zutreffend. Sie verweist 
auf eine bestimmte Ausrichtung des durch Vircamp vermittelten Ansatzes von „com-
munity work“.  
Durch die Betonung der Nutzung eigener Strukturen und Ressourcen der Gemeinde 
zum Umgang mit eigenen Problemen und zur Erreichung eigener Ziele deutet die Defi-
nition auf die Bevorzugung eines „self-help approaches“ hin. In Zusammenschau mit 
der Hervorhebung von Partizipation und Veränderung durch gemeinsames Handeln 
zeigen sich Parallelen zu Praxisvariablen, welche Rothman dem Modus „Locality Deve-
lopment“ zuordnet: Ziel der Selbsthilfe (1), breit angelegte Beteiligung bei der Bestim-
mung und Lösung eigener Probleme (3), Nutznießer als Teilnehmer an einem interakti-
onsorientierten Problemlösungsprozess (11), Stärkung der Fähigkeit, gemeinsame Ent-
scheidungen zu treffen (12) (vgl. Anlage 1). Betrachtet man Jeffries’ Vergleichsdimen-
sionen, ist das Begriffsverständnis aufgrund der Fokusierung auf die Eigentätigkeit von 
Gemeinden auf der linken Seite der „empowerment-axis“ (Entscheidung durch Ge-
meinde) einzuordnen. Zum Umfang angestrebter Veränderungen sagt die Definition 
nichts aus. Bezugspunkt für das Anstreben von Veränderung ist die Problemsicht der 
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Gemeinde. Sofern in einer konkreten Praxissituation strukturelle Benachteiligung als zu 
lösendes Problem durch die Gemeinde wahrgenommen würde, wäre eine Einordnung 
im unteren Bereich der „change-axis“ möglich. Da die Definition jedoch die Selbsthilfe 
betont, während das Anstreben struktureller Veränderung eher einen „influence appro-
ach“ erfordern würde, scheint eine Einordnung des Begriffsverständnis im oberen Be-
reich der „change axis“ (Stabilität) angemessen. Somit zeigt sich eine Übereinstimmung 
mit „community development“ (vgl. Abb. 2).  
Entsprechend der besonderen Ausrichtung der vorgestellten Begriffsdefinition bildete 
„community development“ den Schwerpunkt des von Vircamp durchgeführten interna-
tionalen Moduls. Dabei stand der Ansatz Ife und Tesorieros im Mittelpunkt der theoreti-
schen Auseinandersetzung. Nach meiner Einschätzung enthält das „community deve-
lopment“ Konzept Ife und Tesorieros alle Praxisvariablen des Modus „Locality Deve-
lopment“. Gleichzeitig basiert das Konzept aber auf der Kritisierung struktureller Un-
gleichheit sowie auf Forderungen nach einer Ablösung des Wohlfahrtsstaates durch 
gemeinde-basierte Humandienstleistungen, nach Änderung von Machtverhältnissen 
zugunsten Benachteiligter und nach der Verwirklichung Partizipatorischer Demokratie. 
Die gesamtgesellschaftlichen Ansprüche von CW werden auch bei Twelvetrees verdeut-
licht. Ihm zufolge ist seit den 80er Jahren die Benachteiligung bestimmter Bevölke-
rungsgruppen ein wichtiges Thema von CW. Es habe eine Erweiterung der sozialisti-
schen bzw. der feministischen Perspektive hin zu einer Bezugnahme auf die vielfältigen 
Formen von Ungleichheit stattgefunden. Das „equalitiy issue“ gehöre mittlerweile zum 
Mainstream der „community work“ Theorie in Großbritannien. Twelvetrees erachtet es 
als notwendig, systematischer Unterdrückung, Exklusion und Machtlosigkeit entgegen-
zuwirken (vgl. Twelvetrees 2008, 13f.).  
„Community development“ bezieht sich also nicht nur auf Veränderungen innerhalb 
von Gemeinden, sondern zielt auch auf Veränderungen der gesamtgesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen. Die Wahrnehmung von Ungleichheit als zentrale Herausforde-
rung sowie die Forderung nach der Änderung von Machtverhältnissen und von Instituti-
onen bedeutet eine Übereinstimmung mit den Praxisvariablen „Zielstellung“ (1), „wahr-
genommene Probleme“ (2) und „Empowerment“ (12) des Modus „Social Action“ (vgl. 
Anlage 1). Die radikalen Veränderungsziele beziehen sich jedoch weniger auf einzelne 
CW-Projekte. Sie fungieren eher als leitende Werte und langfristige Zielstellungen.  
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2 Aktivierung und Beteiligung im Rahmen von „bottom-up“ Praxis 
2.1 Veränderung von unten 
„At the heart of community development is the idea of change from below.” (Ife; Teso-
riero 2006, 122). Die Idee der „Veränderung von unten“ ist das Kernstück des Ansatzes 
von Ife und Tesoriero. Als Synonyme für „change from below“ verwenden die Autoren 
„bottom-up practice“ und „bottom-up development“ (vgl. ebd. 141; 267). Die „bottom-
up“ Perspektive ist zugleich ein Schwerpunkt, den das Curriculum des internationalen 
Moduls setzt: „Students will also learn about the advantages and power in approaches 
carried out from a bottom-up perspective.” (Vircamp, 1). Daher widmet sich das fol-
gende Kapitel der Frage, was „change from below“ bedeutet. Zudem wird der Zusam-
menhang von „Veränderung von unten“ und Empowerment aufgegriffen. 
Henriksbø und Olsson beschreiben ihr Verständnis von „Veränderung von unten“ wie 
folgt: Es sei wichtig, dass die Ideen von den Menschen kommen, von den Bürgern in 
der Gemeinde7. Als professioneller Outsider müsse man warten, bis die Gemeindemit-
glieder ihre Probleme und Bedürfnisse definieren, auch wenn man selbst beträchtliche 
Bedarfe der Gemeinde wahrnimmt (vgl. 2010, 4). Darüber hinaus sind folgende Prinzi-
pien für einen „bottom-up“ Ansatz von Bedeutung: Gemeinden sollen dazu aktiviert 
werden, ihre eigenen sozialen Strukturen und alle verfügbaren Ressourcen zu nutzen, 
um bestimmte Ziele zu verwirklichen. Diese Ziele sollen primär durch Vertreter der 
Gemeinde festgelegt werden und den örtlichen Werten entsprechen. Maßnahmen zur 
Erreichung der Ziele sollen vorwiegend durch Einzelpersonen, Gruppen oder Organisa-
tionen aus der Gemeinde organisiert werden (vgl. Bracht et. al. 1999, 86). Die Idee 
„Veränderung von unten“ wendet sich gegen das Aufzwingen von Antworten, Struktu-
ren und Prozessen von außerhalb der Gemeinde und somit gegen „top-down“ Rationali-
tät und Planung (vgl. Ife, Tesoriero 2006, 272; 267). Sie ist verbunden mit der Forde-
rung nach Selbstbestimmung und Selbständigkeit von Gemeinden und mehr Macht auf 
„grassroot“- Ebene (vgl. ebd. 122). Entsprechend ist „Veränderung von unten“ untrenn-
bar mit dem Empowerment-Gedanken verbunden.  
Empowerment ist ein grundlegendes Ziel von „community development“. Es können 
zwei wesentliche Bezugspunkte von Empowerment unterschieden werden: die indivi-
duelle Ebene und die Ebene von Gruppen bzw. Gemeinden. Ronnby beschreibt dies 
sehr prägnant: „The concept … sometimes refers to the ability of individuals to influ-
                                                 
7 Entsprechend der von Ife und Tesoriero vertretenen Auffassung von „community“ (vgl. Teil A - Kapitel 
1.1) beziehen sich die Ausführungen im Folgenden auf geographische Gemeinden. Wie auch bei Ife und 
Tesoriero (vgl. 2006, 98) kann die Argumentation aber zum Teil auch für funktionelle Gemeinden gelten.  
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ence their own life, and sometimes to the strenght of groups and collectives to change 
their living conditions.“ (2009, 121). Beide Arten von Empowerment werden im Rah-
men von „community development“ angestrebt. Hierbei liegt der Schwerpunkt auf der 
Ebene von Gruppe bzw. Gemeinde, da „community development“ vordergründig die 
Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit eben dieser fördern will. Die Beteiligung an 
gemeinsamen Aktivitäten soll aber gleichzeitig zu individuellem Empowerment beitra-
gen. Dieser Zusammenhang wird durch Bracht et. al. verdeutlicht. Die Autoren verwen-
den für die zwei Bezugspunkte von Empowerment die Begriffe „psychological empo-
werment“ und „community empowerment“. „Psychological empowerment“ definieren 
sie als das subjektive Gefühl eines Individuums, mehr Kontrolle über das eigene Leben 
zu haben. „Community empowerment“ entsteht ihrer Auffassung nach dann, wenn die 
Beteiligung an gemeinsamen politischen bzw. sozialen Aktionen „psychological empo-
werment“ nach sich zieht und darüber hinaus zur Umverteilung von Ressourcen oder 
Entscheidungskompetenzen führt (vgl. Bracht et. al. 1999, 86f.).  
Für Ife und Tesoriero bedeutet Empowerment, dass Menschen eine Möglichkeit haben, 
die Strukturen und Entscheidungen, die sich auf ihr Leben auswirken, zu beeinflussen 
und die Bedingungen, in denen sie leben, zu verändern (vgl. 2006, 163). In ihrem Kon-
zept bezieht sich die Zielstellung Empowerment speziell auf Benachteiligte, für die eben 
dieses besonders erschwert ist: „Empowerment aims to increase the power of the disad-
vantaged.“ (2006, 65). Die Autoren unterscheiden drei Arten von Benachteiligung (vgl. 
Abb. 3). Der ersten Kategorie (strukturelle Benachteiligung) ordnen Ife und Tesoriero 
die Benachteiligung aufgrund von 
Klasse, Rasse oder Geschlecht zu. 
Diese Formen der Benachteiligung 
sind nach Ansicht der Autoren in 
nahezu allen sozialen Fragestellun-
gen erkennbar und stellen die drei 
Hauptformen von Benachteiligung 
in westlichen Gesellschaften dar. 
Die zweite Kategorie (andere 
benachteiligte Gruppen) umfasst alle Gruppen, die aufgrund anderer Merkmale als Ras-
se, Klasse oder Geschlecht benachteiligt werden. Oftmals fällt diese Form der Benach-
teiligung mit Benachteiligung der ersten Kategorie zusammen. In der dritten Kategorie 
(persönlich Benachteiligte) wird die Benachteiligung infolge persönlicher Umstände 
Abbildung 3: Benachteiligungsarten nach Ife und Tesoriero 
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erfasst, die nicht in Zusammenhang mit der Zugehörigkeit zu einer bestimmten Gruppe 
stehen, sondern jeden betreffen können (vgl. Ife; Tesoriero 2006, 73ff.). Für den Em-
powermentprozess im Rahmen von „community development“ ergibt sich aus der Ar-
gumentation Ife und Tesorieros die Anforderung, insbesondere die Beteiligung benach-
teiligter Gruppen oder Einzelpersonen zu fördern und den Einfluss von Eliten8 zu ver-
ringern. Diesem Anspruch entspricht die Ablehnung von „top-down“ Entscheidungen. 
In erster Linie bezieht sich diese Ablehnung auf Entscheidungen, die von Eliten außer-
halb der Gemeinde getroffen werden. Aber auch innerhalb der Gemeinde spielt dieser 
Grundsatz eine Rolle. „Veränderung von unten“ erschöpft sich nicht allein darin, dass 
Mitglieder der Gemeinde entscheidende Akteure im Veränderungsprozess sind. Auch 
hier ist danach zu fragen, ob wiederum Eliten die bestimmenden Akteure sind, während 
benachteiligte Personen oder Gruppen außen vor bleiben. 
 
2.2 Wertschätzung des Lokalen 
Ife und Tesoriero beschreiben anhand von fünf Prinzipien einen wünschenswerten Um-
gang mit den Eigenheiten von Gemeinden im Gemeinwesenarbeitsprozess, der kurz 
gefasst mit „Wertschätzung des Lokalen“ überschrieben werden kann. Die Prinzipien 
betreffen das Verhältnis des Professionellen zur Gemeinde und bestimmen dessen Auf-
gaben im Rahmen eines „bottom-up“ Ansatzes näher. Wie oben erläutert, setzt „bottom-
up“ Praxis voraus, dass Veränderungen in erster Linie durch die Menschen selbst, durch 
ihr gemeinschaftliches Handeln, hervorgebracht werden. Aufgabe des Gemeinwesenar-
beiters ist es daher nicht, Dinge „’for’, ’to’ or ’on behalf’ of the community“ zu tun, 
sondern „with the community“ (vgl. Ife; Tesoriero 2006, 142). Seine Rolle ist nicht die 
des Experten, der den Veränderungsprozess leitet, sondern die des „facilitators“ (vgl. 
Twelvetrees 2008, 3), der den Prozess unterstützend begleitet. Ife und Tesoriero beto-
nen, dass die Idee der „Wertschätzung des Lokalen“ angesichts der gängigen Meinung 
in modernen Gesellschaften, die „top-down“ Strukturen und Praktiken als selbstver-
ständlich akzeptieren, eine radikale Idee ist (vgl. Ife; Tesoriero 2006, 141). 
Um mit der Gemeinde arbeiten zu können, muss der Gemeinwesenarbeiter sich ein Ver-
ständnis der Besonderheiten der jeweiligen Gemeinde erarbeiten. Ausgangspunkt seiner 
Arbeit müssen die Erfahrungen der Ortsansässigen sein (vgl. ebd. 142). Lokale Res-
                                                 
8 Als Eliten werden hier Gruppen von Menschen verstanden, die mehr Macht als andere Menschen und 
einen überproportionalen Einfluss auf Entscheidungsprozesse haben. Zu ihrer Machtstellung tragen die 
Kontrolle bzw. der Zugang zu einem Großteil der nationalen Ressourcen und die Kontrolle von Schlüssel-
institutionen (z.B. Medien, Bildung, Parteien, Bürokratie …) bei. Für die Aufrechterhaltung von Eliten 
spielen unter anderem Bildung, informelle Netzwerke und Kontakte, Mitgliedschaft in Parteien oder Be-
rufsverbänden eine Rolle (vgl. Ife; Tesoriero 2006, 67). 
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sourcen, lokales Wissen, lokale Fähigkeiten sowie lokale Kultur und lokale Prozesse 
müssen wahrgenommen und wertgeschätzt werden. Die fünf Prinzipien „valuing local 
knowledge, valuing local culture, valuing local resources, valuing local skills and valu-
ing local processes“, welche in der Idee „Veränderung von unten“ inbegriffen sind, 
sind nach Ife und Tesoriero zentral für „community development“ (vgl. Ife; Tesoriero 
2006, 121; 267). Was hierunter konkret zu verstehen ist und welche Herausforderungen 
und Dilemmata damit verbunden sind, wird im Folgenden erläutert.  
„The community knows best“ ist ein Leitsatz, der das Prinzip „Valuing local knowled-
ge“ auf den Punkt bringt. Er verweist darauf, dass es die Gemeindemitglieder sind, wel-
che die Erfahrung mit der jeweiligen Gemeinde haben und um deren Bedürfnisse, Prob-
leme, Stärken und besondere Eigenheiten wissen (vgl. ebd. 122). Das Prinzip besagt, 
dass lokales Wissen und lokale Expertise von größtem Wert für die Informationsgewin-
nung sind, identifiziert und wertgeschätzt werden müssen und nicht dem Wissen exter-
ner Experten untergeordnet werden dürfen (vgl. ebd. 268). Dies bedeutet nicht, dass 
Wissen und Expertise des Gemeinwesenarbeiters ignoriert werden. Es gibt Zeiten, in 
denen das Wissen des Gemeinwesenarbeiters oder anderer externer Experten brauchbar 
und notwendig ist (vgl. ebd. 125). „Community development“ erfordert neben lokalem 
Wissen auch universales Wissen. Es gilt aber Folgendes zu berücksichtigen:  
1. Hinsichtlich des lokalen Wissens ist der Gemeinwesenarbeiter als Outsider nicht 
der Experte. Deshalb darf er nicht annehmen, dass er mit seiner externen Experti-
se alle Antworten geben kann (vgl. ebd. 123). 
2. Auf externes Wissen sollte nur dann zurückgegriffen werden, wenn die Gemeinde 
(nicht nur der Gemeinwesenarbeiter) davon überzeugt ist, dass das notwendige 
Wissen nicht innerhalb der Gemeinde verfügbar ist (vgl. ebd. 268). 
3. Gemeinwesenarbeiter und Gemeinde können und sollen voneinander lernen. 
„Knowledge sharing“ bietet die Möglichkeit, das Wissen des Gemeinwesenar-
beiters und das der Gemeinde gleichermaßen zu würdigen (vgl. ebd. 125). 
Das Prinzip „valuing local culture“ fordert, dass örtliche kulturelle Traditionen und 
Prozesse im Gemeinwesenarbeitsprozess berücksichtigt und unterstützt werden. Lokale 
Kultur trägt zur Bildung einer lokalen Identität bei und ist essentiell für das Erleben von 
Gemeinschaft (vgl. ebd. 268). Daher ist es wichtig, lokale Kultur anzuerkennen. Für den 
Gemeinwesenarbeiter ergibt sich die Herausforderung, seine eigenen kulturellen Tradi-
tionen und seine Werthaltungen, wie z.B. Vorstellungen zu Umgangsformen, zur Rolle 
der Frau, zur Kindererziehung oder zur Wichtigkeit von Bildung, nicht als überlegen 
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anzusehen. Er sollte nicht danach streben, der Gemeinde andere Werte aufzudrängen, 
nur weil er damit vertrauter ist und damit besser zu recht kommt. Es ist wichtig für den 
Gemeinwesenarbeiter, seine kulturellen Scheuklappen ablegen zu können und lokale 
Kultur zu akzeptieren, zumindest solange lediglich Abweichungen zwischen den kultu-
rellen Traditionen der Gemeinde und des Gemeinwesenarbeiters bestehen. Lokale Kul-
tur anzuerkennen, heißt jedoch nicht, dass man mit allen örtlichen Werten und Praktiken 
einverstanden sein und diese akzeptieren  muss (vgl. ebd. 126f.). Grenzen ergeben sich, 
sofern lokale Kultur Menschenrechten oder Prinzipien der Nachhaltigkeit9 widerspricht 
und sofern benachteiligenden Strukturen und Diskursen entgegengetreten werden muss 
(vgl. ebd. 268). Eine solche Grenze besteht beispielsweise, wenn in einer Gemeinde 
rassistische Werte vorherrschend sind und Rassismus in der Gemeinde praktiziert und 
toleriert wird. Solche oder vergleichbare Situationen bedeuten für den Gemeinwesenar-
beiter eine besondere Herausforderung. Die Einnahme einer offenen konfrontativen 
Position birgt die Gefahr, dass die Gemeinde eine weitere Zusammenarbeit ablehnt. Es 
bleibt die Alternative, einen kulturellen Wandlungsprozess in der Gemeinde anzuregen, 
indem man Menschen einbezieht, die nicht von den dominierenden kulturellen Werten  
überzeugt sind und sich nicht (oder nur mit Bedenken) an bestimmten kulturellen Prak-
tiken beteiligen (vgl. ebd. 126). 
Das Prinzip „valuing local resources“ leitet sich aus der Forderung nach „self-
reliance“ (Selbständigkeit) von Gemeinden und dem Prinzip der Nachhaltigkeit ab. 
Nachhaltigkeit bezieht sich auf die Verringerung der Abhängigkeit von externen Res-
sourcen sowie auf die Vermeidung schädlicher Nebenwirkungen (z.B. Umweltver-
schmutzung) und erfordert, dass Strukturen entwickelt werden, die langfristig erhalten 
werden können. Die Idee der „self-reliance“ besagt, dass Gemeinden versuchen sollten, 
ihre eigenen Ressourcen zu nutzen, wann immer es möglich ist, anstatt sich von exter-
ner Unterstützung abhängig zu machen. Dies wiederum ist Vorraussetzung für den Auf-
bau langfristig überlebensfähiger gemeindebasierter Strukturen. Es gilt, alle Ressourcen, 
die in einer Gemeinde vorhanden sind, zu identifizieren, weiterzuentwickeln und vor 
Ort erzeugte Ressourcen im Interesse der Gemeinde zu maximieren.10 Ife und Tesoriero 
benennen als Beispiele für relevante Ressourcen Fähigkeiten, Personal, Expertentum, 
                                                 
9 Zentral für Ife und Tesorieros Vision einer wünschenswerten Gesellschaft sind die „social justice and 
human rights perspective“ und die „ecological perspective“ (vgl. Ife, Tesoriero 2006, 96). Daher sind 
Menschenrechte und Nachhaltigkeit für die Autoren wichtige Beurteilungskriterien dafür, was im Rah-
men von CW akzeptabel ist und was nicht.  
10 Eine ausführliche Erläuterung zur Identifikation von Ressourcen ist im Rahmen dieser Arbeit nicht 
möglich. Zur Anregung werden jedoch in Anlage 2 und Anlage 3 zwei Übersichten beigefügt, in denen 
mögliche Ressourcen und Analysekategorien aufgeführt sind.   
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Grundbesitz, Gebäude sowie finanzielle Ressourcen. Lokales Wissen und lokale Fähig-
keiten sind also Teil der lokalen Ressourcen, werden aber jeweils in einem separaten 
Prinzip besonders gewürdigt (vgl. ebd. 127ff.).  
Ife und Tesoriero weisen darauf hin, dass viele materielle Ressourcen entweder im Be-
sitz von Privatleuten und kleinen Betrieben oder von großen Firmen und Regierungen 
sind. Gemeindeeigentum sei hingegen oft begrenzt auf einen Gemeindesaal, örtliche 
Parks sowie Einrichtungen und Betriebsmittel der Gemeindeverwaltung. Eine Auswei-
tung des Gemeindeeigentums sehen die Autoren als erstrebenswert an. Gemeindeeigen-
tum verstehen sie als eine Möglichkeit, lokale Ressourcen zu bündeln und für alle Ge-
meindemitglieder nutzbar zu machen. Zur Ausweitung von Gemeindeeigentum könnten 
viele Dinge, die in Privathaushalten oft lange ungenutzt herumliegen, wie Gartengeräte, 
Bücher, Spiele, Fahrräder, etc. genutzt werden. Gemeindeeigentum könne auf vielfältige 
Weise organisiert werden. Man könne zum Beispiel das Bibliothekensystem auf andere 
Gegenstände als Bücher, z.B. auf Spielzeug oder Werkzeug übertragen. Für Dinge, die 
schwer transportabel sind, wäre die Schaffung von Einrichtungen, wie Computerräu-
men, Werkstätten oder einer Wäscherei, die alle Gemeindemitglieder nutzen dürfen, 
eine denkbare Alternative (vgl. ebd. 270).  
Kritisch stehen Ife und Tesoriero der unhinterfragten Inanspruchnahme externer finan-
zieller Ressourcen gegenüber. Diese Kritik gilt unter anderem für Mittel von Stiftungen 
und Kirchen aber in besonderem Maße für staatliche Gelder. Ein Widerspruch von 
„community development“ Projekten sei es, dass sie oft hochgradig abhängig von staat-
licher Finanzierung sind. Häufig sei die Gewährung staatlicher Mittel mit bestimmten 
Vergabekriterien verbunden, welche die Autonomie der Projekte einschränke. Die Ab-
hängigkeit vom Wohlfahrtsstaat werde durch die „Let’s get a grant“ Mentalität vieler 
Gemeinwesenarbeiter weiter verstärkt. Da das Ziel von „community development“ aber 
die Selbstständigkeit von Gemeinden ist, müssten externe Finanzierungsmittel auf ein 
knappes Minimum reduziert werden (vgl. ebd. 128f.). Das Prinzip „valuing local re-
sources“ kann hier als Korrektiv wirken, indem zunächst die vorhandenen Ressourcen 
gewürdigt und nutzbar gemacht werden, bevor entschieden wird, welche Unterstützung 
von außen notwendig ist und welche finanziellen Mittel beantragt werden müssen. 
Das Prinzip „valuing local skills“ ist vergleichbar mit „valuing local knowledge“. Auch 
hier geht es darum, die Fähigkeiten des Gemeinwesenarbeiters oder anderer Externer 
nicht zu bevorzugen, sondern die Fähigkeiten der Gemeindemitglieder als gleichwertig 
anzuerkennen. Es ist von großem Nutzen, eine Bestandsaufnahme der vorhandenen Fä-
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higkeiten durchzuführen, da sich häufig auch die Gemeindemitglieder des großen 
Spektrums der verfügbaren Fähigkeiten nicht bewusst sind und dazu neigen, externe 
Expertise zu suchen, ohne danach zu fragen, ob diese vor Ort verfügbar ist. Aufgabe des 
Gemeinwesenarbeiters ist es, Gemeindemitgliedern bewusst zu machen, dass das, was 
sie können, Fähigkeiten sind, die wertvoll für den Gemeinwesenarbeitsprozess sind. Er 
muss sie dabei unterstützen, ihre Fähigkeiten im Interesse der Gemeinde einbringen zu 
können. Außerdem muss er sich darum bemühen, dass relevante Fähigkeiten von Ge-
meindemitgliedern erlernt werden können. Hier spielt die Idee des „skill-sharing“, also 
des wechselseitigen Austausches von Fähigkeiten zwischen Gemeinwesenarbeiter und 
Gemeinde, eine wichtige Rolle (vgl. ebd. 129f.; 271). 
Grundlage für das Prinzip „valuing local processes“ ist die Überzeugung, dass es nicht 
einen bestimmten Weg gibt, Dinge richtig zu tun und dass etwas, was in einer Gemein-
de funktioniert, nicht zwangsläufig auch in einer anderen Gemeinde gelingt. Ife und 
Tesoriero warnen davor, Prozesse, die durch Bücher oder Kurse vermittelt werden oder 
die in einem anderen Kontext erfolgreich waren, anzuwenden ohne die spezielle Situati-
on einer Gemeinde zu berücksichtigen. Jede Gemeinde müsse ihren eigenen besonderen 
Weg entwickeln. Für den Gemeinwesenarbeiter ist es wichtig, lokale Prozesse, also die 
Art, wie Dinge gewöhnlich in einer Gemeinde getan werden, zu verstehen. Ein solches 
Verständnis ist notwendig, um nicht durch die Anwendung bestimmter Prozesse unbe-
absichtigt Menschen von der Beteiligung am Gemeinwesenarbeitsprozess auszuschlie-
ßen. Die Anberaumung einer öffentlichen Versammlung zu einer bestimmten Uhrzeit, 
an einem bestimmten Tag und einem bestimmten Ort mit bestimmten Regeln kann ge-
wohnten Beteiligungs- und Entscheidungsfindungsprozessen widersprechen oder mit 
anderen üblichen Gemeindeaktivitäten kollidieren. Kennt der Gemeinwesenarbeiter 
übliche Prozesse und Aktivitäten, kann er eher einschätzen, inwieweit Dinge, die an 
einem anderen Ort gut funktioniert haben, verwendbar oder in adaptierter Form an-
wendbar sind. Ähnlich wie bei der Wertschätzung lokaler Kultur müssen lokale Prozes-
se nicht notwendigerweise akzeptiert und bestärkt werden, beispielsweise sofern sie 
systematisch bestimmte Menschen benachteiligen und ausschließen. Trotzdem ist es 
wichtig, die lokalen Prozesse zu kennen (vgl. ebd. 130; 272). 
Die Realisierung eines „bottom-up“ Ansatzes, und der dafür notwendigen „Wertschät-
zung des Lokalen“ erfordert eine große Offenheit und Flexibilität des Gemeinwesenar-
beiters. Er muss sich im Prozess zurücknehmen, eher beobachten, zuhören und fragen 
als Antworten vorzugeben (vgl. ebd. 131). Zu seinen Aufgaben gehört es, lokale Res-
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sourcen, darunter insbesondere das Wissen und die Fähigkeiten der Gemeindemitglie-
der, zu identifizieren und einen Überblick über lokale Kultur und lokale Prozesse zu 
gewinnen. „Wertschätzung des Lokalen“ benötigt sehr viel Zeit: Zeit um Menschen 
kennen zu lernen, ihr Vertrauen zu gewinnen und sie zu ermutigen, ihr Wissen, ihre 
Fähigkeiten etc. im Interesse der Gemeinde zu nutzen. Die zurückhaltende Rolle des 
Gemeinwesenarbeiters verlangt von diesem eine Abkehr von „top-down“ Denken und 
der Annahme, als ausgebildeter Experte müsse er am besten wissen, was für eine Ge-
meinde wie zu tun ist. Seine Person ist wesentlich für den Verlauf von Gemeinwesenar-
beitsprozessen und damit auch für die Ermöglichung oder Verunmöglichung von „bot-
tom-up“ Praxis. Entscheidend hierfür sind aber auch die Ansichten und gewohnten  
Verhaltensweisen anderer Beteiligter.  
Als wesentliches Hindernis benennen Ife und Tesoriero die unhinterfragte Akzeptanz 
der „top-down“ Perspektive, sowohl seitens der Organisationen, die für die Durchfüh-
rung von „community development“ Programmen verantwortlich sind (vgl. ebd. 131) 
als auch seitens der Gemeindemitglieder, mit denen der Gemeinwesenarbeiter arbeitet 
(vgl. ebd. 142). Ergänzt werden könnten hier noch die Organisationen, die „community 
development“ finanzieren. Insofern ist Ife und Tesoriero zuzustimmen, dass die Idee der 
„Wertschätzung des Lokalen“ radikal und nicht ohne weiteres umzusetzen ist. 
  
2.3 Aktivierung zu kollektivem Handeln 
Die Verwirklichung eines „bottom-up“ Ansatzes setzt voraus, dass die Mitglieder der 
Gemeinde im Gemeinwesenarbeitsprozess aktiv werden. Entsprechend ist die Aktivie-
rung der Menschen zu Eigenaktivität und zu kollektivem Handeln eine zentrale Heraus-
forderung für Gemeinwesenarbeiter. Bracht et. al. verstehen unter Aktivierung der Ge-
meinde einen Prozess, durch den eine Gemeinde  
a) sich eines in der Gemeinde existierenden Zustandes oder Problems bewusst wird 
b) diesen Zustand als eine Priorität für das Handeln der Gemeinde identifiziert 
c) Schritte einleitet, um diesen Zustand zu ändern 
d) Strukturen entwickelt, um Programme durchzuführen und zu erhalten 
Gemeindeaktivierung erfordert nach Ansicht der Autoren sowohl die Identifikation ei-
nes relevanten Themas als auch die Identifikation und Aktivierung von Gemeindegrup-
pen und Einzelpersonen, die bereit sind, sich mit dem Thema zu beschäftigen (vgl. 
Bracht et. al. 1999, 85). 
Ronnby beschreibt vor dem Hintergrund seiner Erfahrungen mit der schwedischen 
Dorfbewegung Bedingungen, die kollektives Handeln fördern und Aktivierungsarbeit 
17 
erleichtern. Er formuliert folgende Grundannahme zu den Beweggründen, die für die 
Teilnahme an Aktivitäten eine Rolle spielen: Menschen nehmen nur dann an einer Ak-
tivität teil, die persönliche Opfer erfordert, wenn sie annehmen, dass sie dadurch etwas 
herausbekommen (z.B. Abwehr einer Bedrohung, Erreichen eines Erfolges) oder wenn 
sie denken, dass das Projekt realisierbar ist. Sie übernehmen eine aktive Rolle, wenn sie 
einschätzen, dass sie selbst mit ihren Ressourcen den Erfordernissen einer Aufgabe ge-
nügen und wenn die Kosten (Zeitaufwand, Geld, Energie) in einem angemessenen Ver-
hältnis zu dem, was sie erreichen wollen, stehen (vgl. Ronnby 2009, 129).  
Ronnby benennt folgende Faktoren, die sowohl das Handeln von Einzelpersonen als 
auch das vereinte Handeln einer Gruppe  beeinflussen (vgl. ebd. 125):  
 persönlicher Hintergrund (Lebensgeschichte, Erfahrungen, Deutungsmuster) 
 sozialer Kontext (Netzwerke, Beziehungen) 
 Perspektiven (Wahrnehmung der eigenen Person, insbesondere eigener Möglich-
keiten und Begrenzungen; Wahrnehmung anderer Menschen, Sicht auf die Welt) 
 aktuelle Situation 
 Intention (Ziele, Motive, Interessen und Ambitionen einer Person) 
 Mittel (Wissen und Kompetenzen der Person sowie andere materielle, soziale, kul-
turelle und mentale Ressourcen) 
 Widerstand (strukturelle Hindernisse; Widerstand anderer Personen)  
Das komplexe Zusammenspiel dieser Faktoren beeinflusst das Urteil darüber, was unter 
gegebenen Bedingungen realistisch erreichbar scheint und die Abwägung, ob sich die 
Teilnahme an einer Aktivität lohnt. Somit sind das Kennen lernen der einzelnen Ge-
meindemitglieder mit ihren Ansichten, ihrem Wissen, ihren Fähigkeiten und die Wahr-
nehmung sozialer Beziehungen sowie struktureller, materieller und kultureller Gege-
benheiten in einer Gemeinde für das Verständnis, warum Menschen aktiv werden oder 
nicht aktiv werden, von zentraler Bedeutung. Ein intensiver Kontakt zu Gemeindemit-
gliedern ermöglicht es dem Gemeinwesenarbeiter geteilte bzw. widerstreitende Interes-
sen innerhalb der Gemeinde zu erkennen, mögliche Hinderungsgründe für die Beteili-
gung Einzelner oder bestimmter Gruppen wahrzunehmen und Menschen bei der Suche 
nach ihnen entsprechenden Aktivitäten zu unterstützen. Insofern ist Ife und Tesorieros 
Konzept „Wertschätzung des Lokalen“ von besonderem Wert für Aktivierungsarbeit, da 
es die Wahrnehmung lokaler Ressourcen, lokalen Wissens, lokaler Fähigkeiten sowie 
lokaler Kultur und lokaler Prozesse in den Mittelpunkt stellt und somit wesentliche Ein-
flussfaktoren für das Handeln der Menschen in der Gemeinde aufgreift. 
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Eine Grundbedingung für gemeinsames Handeln ist die Wahrnehmung eines gemein-
samen Problems oder eines gemeinsamen Bedürfnisses, um das sich sonst niemand 
kümmert (vgl. Ronnby 2009, 128). Oft wird lokale Bevölkerung dann aktiv und ver-
sucht Einfluss auf ihre Lebensbedingungen zu nehmen, wenn eine Krisensituation ent-
steht. Krisenbewusstsein ist daher zumeist der Auftakt für die Mobilisierung von Men-
schen. Als Beispiel hierfür benennt Ronnby die in den 60er Jahren beginnende Krise der 
gering besiedelten Gebiete Schwedens, die durch den Rückgang von Arbeitsmöglich-
keiten, Bevölkerungsrückgang, Schließungen von Läden und Schulen etc. gekennzeich-
net war (vgl. ebd. 133ff.). In der Regel wird es ein langer Prozess sein, bis Menschen 
eine solch umfassende Krise wirklich als Krisensituation wahrnehmen. Eine Krisensitu-
ation ist häufig Anlass für die Durchführung von CW-Projekten. Angesichts der Viel-
zahl der dann aufgelaufenen Probleme ist es schwer zu entscheiden, welche Probleme 
angegangen werden sollen.  
Will man die Menschen aktivieren, gemeinsam etwas an ihrer Situation zu ändern, ist es 
essentiell nach gemeinsamen Bedürfnissen als Ausgangspunkt gemeinsamen Handelns 
zu suchen. Swanepoel und de Beer sind der Ansicht, dass mit einem Projekt nur ein 
Bedürfnis in Angriff genommen werden kann. Da verschiedene Gruppen unterschiedli-
che Bedürfnisse als relevant ansehen und sich nie alle Gemeindemitglieder auf ein Be-
dürfnis einigen werden, sollten sich Projekte aus dem Problem, dem Bedürfnis oder 
dem Interesse einer bestimmten Gruppe entwickeln. Für den Gemeinwesenarbeiter ist es 
wichtig, die innerhalb einer Gemeinde bestehenden Gruppen mit gemeinsamen Interes-
sen zu identifizieren. Dann kann er diese dabei unterstützen, jeweils separate Aktions-
gruppen zu bilden, um ihr eigenes Bedürfnis zu befriedigen. Auch wenn eine Gruppe 
mehrere Bedürfnisse als relevant ansieht, sollte sich ein Projekt nur einem Bedürfnis 
widmen. Bei der Auswahl des Bedürfnisses können Dringlichkeit und Machbarkeit als 
Kriterien herangezogen werden (vgl. Swanepoel; de Beer 2007, 172f.).  
Als unerlässlich erachten es Swanepoel und de Beer, dass die Aktionsgruppe das identi-
fizierte Bedürfnis als ihr eigenes empfindet. Nur wenn das Bedürfnis eine wichtige An-
gelegenheit für sie ist, seien die Menschen bereit, Arbeit, Zeit, Energie und Geld beizu-
steuern. Hingegen seien sie nur schwer zum Handeln zu bewegen, wenn sie ein Bedürf-
nis nicht fühlen, egal ob das Bedürfnis real besteht. Gemeinwesenarbeiter sollten darauf 
achten, Menschen nicht einfach für Dinge zu organisieren, die sie selbst als gute Sache 
erachten. Dem gefühlten Bedürfnis müsse das Vorrecht eingeräumt werden, auch wenn 
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der Gemeinwesenarbeiter eine andere Meinung zu dringenden Bedürfnissen habe (vgl. 
ebd. 174f.).  
Twelvetrees weist darauf hin, dass Gemeinwesenarbeiter oft so begeistert von ihren 
Zielen sind, dass sie nicht wahrnehmen, dass die Gemeindemitglieder diesen Enthu-
siasmus nicht teilen. Für den Fall, dass der Gemeinwesenarbeiter denkt, die Gemeinde 
habe ein bestimmtes Bedürfnis, er aber feststellt, dass die Gemeinde zum aktuellen 
Zeitpunkt nicht aktiv werden wird, um dieses Bedürfnis zu decken, benennt Twelvetrees 
drei Handlungsmöglichkeiten, die sich nicht gegenseitig ausschließen: 
 mit einem „social planning“ Ansatz arbeiten, um das Bedürfnis zu decken 
 zunächst Kontakt und Vertrauen gewinnen, bis einige Gemeindemitglieder das 
Bedürfnis, das der Gemeinwesenarbeiter sieht, als ihr eigenes empfinden 
 mit der Gemeinde an deren Prioritäten arbeiten, unabhängig von den Prioritäten 
des Gemeinwesenarbeiters (vgl. Twelvetrees 2008, 7f.). 
Die erste Alternative bedeutet einen (zumindest teilweisen) Verzicht auf die Aktivie-
rung der betroffenen Menschen und entspricht damit nicht den Idealen einer „bottom-
up“ Praxis. Für die beiden anderen Handlungsmöglichkeiten braucht der Gemeinwesen-
arbeiter genug Spielraum seitens seines Arbeitgebers, aber auch seitens externer Fi-
nanzgeber. Im Idealfall müsste ein CW-Projekt ergebnisoffen angelegt sein, damit der 
Gemeinwesenarbeiter flexibel entsprechend den Bedürfnissen der Gemeindemitglieder 
unterstützend tätig werden kann.  
Gegenwärtig stehen jedoch in der Regel Ziele und Ergebnisse im Mittelpunkt des Inte-
resses relevanter Organisationen. Auch Gemeinwesenarbeiter haben sich häufig an er-
gebnisorientiertes Denken gewöhnt. Eine ergebnisoffene Ausrichtung der Projekte be-
deutet daher auch für sie eine Neuorientierung (vgl. Ife; Tesoriero 2006, 171).  
Neben einem gemeinsamen Bedürfnis als notwendiger Ausgangspunkt gemeinsamen 
Handelns, gibt es viele weitere Faktoren, die gemeinsames Handeln fördern. Wesentlich 
für die Aktivierung ist, dass die beteiligten Menschen Hoffnung haben, etwas verändern 
zu können und dass sie Ideen haben, was getan werden könnte (vgl. Ronnby 2009, 136). 
In diesem Zusammenhang kommt Menschen, die in der Lage sind, realistische Ziele zu 
formulieren, welche für alle Beteiligten interessant sind, eine wichtige Rolle zu. Auch 
die Inspiration durch andere Projekte, mit denen sich die Menschen identifizieren kön-
nen, ist von Bedeutung (vgl. ebd. 129). Um Hoffnung für die Zukunft zu unterstützen, 
sollten zunächst kleinere Projekte durchgeführt werden, damit einige Ziele bereits früh-
zeitig erreicht werden können und die Menschen darin bestätigt werden, dass sie etwas 
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verändern können. Schwieriger umzusetzende Projekte sollten später in Angriff ge-
nommen werden, wenn sich die Fähigkeit zur Zusammenarbeit und andere Kompeten-
zen bereits weiter entwickelt haben (vgl. ebd. 136f.; 145). 
Aktivierungsarbeit wird erleichtert, wenn die beteiligten Menschen bereits Erfahrung 
damit gemacht haben, in Organisationen und Projekten mitzuwirken. In der Gemeinde 
existierende Traditionen von Zusammenarbeit sollten daher ein weiterer Ausgangspunkt 
von Aktivierungsarbeit sein (vgl. Ronnby 2009, 137; 145). Vereinigungen und Organi-
sationen, in denen Bewohner organisiert sind, sollten entsprechend als wichtige Res-
source für den Aktivierungsprozess wahrgenommen und wertgeschätzt werden. Als 
Beispiele für solche Organisationen benennen McKnight und Kretzmann örtliche Ver-
eine und Gesellschaften, Zusammenschlüsse lokaler Gewerbetreibender und religiöse 
Organisationen. Eine besondere Bedeutung messen sie der Organisation örtlicher 
Kommunikation (z.B. durch lokale Zeitungen, lokales Fernsehen) sowie der Organisati-
on kultureller Ereignisse zu (vgl. McKnight; Kretzmann 2005, 162f.). Für eine erfolg-
reiche Kooperation ist es nach Ronnby förderlich, wenn die Zusammenarbeit in der 
Gruppe folgenden Anforderungen gerecht wird (vgl. 2009, 137):  
 die Gruppe ist fähig, Konflikte zu lösen 
 jeder hat die Möglichkeit, Vorschläge zu machen  
 das Erreichen von Konsens wird Mehrheitsentscheidungen vorgezogen 
 die Arbeitslast wird so verteilt, dass sich jeder aktiv beteiligen kann 
 die Gruppenmitglieder fühlen, dass sie gebraucht werden 
Menschen werden zu kollektivem Handeln ermutigt, wenn sie über die Ressourcen ver-
fügen, die zum Handeln erforderlich sind (vgl. ebd. 129). Aktivierungsarbeit muss daher 
auf den Ressourcen und Fähigkeiten, die in der Gemeinde vorhanden sind, aufbauen 
(vgl. ebd. 136). Es gilt, die Vielfalt der Kompetenzen der Gemeindemitglieder zu nutzen 
(vgl. ebd. 145). Von Vorteil ist es, eine breite Palette von gleichzeitig stattfindenden 
und koordinierten Aktivitäten ins Leben zu rufen, damit möglichst viele Menschen mit 
ihren Interessen und Fähigkeiten einbezogen werden können. Durch diese Strategie 
werden Projekte und auf lange Sicht auch die Gemeinde weniger störungsanfällig (vgl. 
ebd. 140). Hier zeigt sich erneut die Relevanz der „Wertschätzung des Lokalen“ für die 
Aktivierung von Menschen.  
Eine besondere Ressource für den Aktivierungsprozess sind „leading-lights“, die als 
treibende Kraft fungieren. „Leading lights“ sind Menschen, welche die Initiative über-
nehmen, die fähig sind, die Gedanken anderer zu formulieren, Zuversicht in der örtli-
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chen Bevölkerung wecken, organisatorische und strategische Fähigkeiten haben und 
andere zum Handeln und zur Zusammenarbeit motivieren können (vgl. ebd. 136).  
Neben den Ressourcen der Gemeinde haben auch externe Ressourcen Einfluss auf den 
Erfolg von Projekten. So zeigen die Erfahrungen aus Skandinavien, dass erfolgreiche 
Projekte häufig Unterstützung und Ressourcen durch den öffentlichen Sektor und Anre-
gung durch externe Experten (z.B. Gemeinwesenarbeiter) erhalten haben (vgl. ebd. 
139).  
Eine Methode, die im Rahmen der Aktivierung zu kollektivem Handeln angewendet 
werden kann, ist „appreciative inquiry“ (AI). Sie dient der Identifikation von Motivatio-
nen und treibenden Kräften, von Fähigkeiten und Ressourcen sowie von Entwicklungs-
möglichkeiten und Handlungsalternativen für die Zukunft (vgl. Mast 2006, 21). Diese 
Methode unterstützt die Wahrnehmung gemeinsamer Bedürfnisse, leistet einen Beitrag 
zur „Wertschätzung des Lokalen“ und kann helfen, Menschen ihre eigenen Möglichkei-
ten bewusst zu machen und sie zu ermutigen, Visionen für die Zukunft zu entwerfen.11 
 
2.4 Beteiligung 
Partizipatorische Demokratie und die Beteiligung aller an Gemeindeaktivitäten sind 
wichtige Ideale von „community development” (vgl. Ife; Tesoriero 2006, 272). Ife und 
Tesoriero betonen, dass Beteiligung ein „end in itself“ ist und nicht nur als ein Mittel 
verstanden werden darf. Während bei der Beteiligung als Mittel die Erreichung be-
stimmter Ziele und nicht die Beteiligung selbst im Mittelpunkt steht, liegt der Fokus 
von Beteiligung als Ziel darauf, die Beteiligungsfähigkeit von Menschen zu fördern 
(vgl. ebd. 150). Da Beteiligung ein zentrales Ziel von „community development“ ist, 
schenken Ife und Tesoriero der Frage, in welch unterschiedlicher Weise Beteiligung 
verstanden und für welch unterschiedliche Zwecke sie genutzt bzw. ausgenutzt werden 
kann, besondere Aufmerksamkeit. Der Begriff Beteiligung hat eine Vielzahl von Bedeu-
tungen. Für Ife und Tesoriero steht dabei die Beteiligung von Bürgern an Entschei-
dungsprozessen im Vordergrund. Beteiligung dient nach ihrer Ansicht der Verwirkli-
chung des Rechtes auf Teilhabe an der Demokratie (vgl. 2006, 150f.). Beteiligung soll 
dazu beitragen, dass Menschen ihre Rolle als Bürger ausfüllen können (vgl. ebd. 70). 
Auch Økland und Henriksbø bringen mit der Bürgerrolle das Recht in Verbindung, an 
demokratischen Prozessen auf örtlicher Ebene sowie auf Ebene der Gesellschaft mitzu-
wirken (vgl. 2009, 149f.). Fraglich ist, was dieses Recht auf Mitwirkung umfasst. Die 
                                                 
11 Eine ausführliche Erläuterung der Methode AI kann im Rahmen dieser Arbeit nicht geleistet werden. In 
Anlage 4 wird eine kurze Zusammenfassung zu AI abgedruckt, die einer Veröffentlichung der schwedi-
schen Entwicklungshilfeorganisation Sida Civil Society Center entnommen wurde. 
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Antwort auf diese Frage kann unterschiedlich ausfallen, je nachdem welches Demokra-
tieverständnis und welches Verständnis von Beteiligung zu Grunde gelegt werden. 
„Democracy basically means rule of the people“ (Ife; Tesoriero 2006, 146). Diese 
Herrschaft des Volkes kann auf unterschiedliche Art und Weise umgesetzt werden. 
Hierbei werden zwei grundsätzliche Modelle unterschieden: Partizipatorische Demokra-
tie und Repräsentative Demokratie. Das erste Modell ist dadurch gekennzeichnet, dass 
das Volk direkt an Entscheidungsprozessen beteiligt ist. Hingegen wählt das Volk im 
zweiten Modell Vertreter, die damit betraut sind, Entscheidungen im Interesse des Vol-
kes zu treffen. Ife und Tesoriero räumen ein, dass selbst in kleinen und einfachen Ge-
sellschaften die Beteiligung aller Menschen an allen Entscheidungen unmöglich ist und 
dass Repräsentative Demokratie eine unumgängliche Konsequenz großer, komplexer 
Gesellschaften, wie der modernen westlichen Gesellschaften, ist. Als problematisch 
betrachten die Autoren jedoch, dass infolgedessen Repräsentative Demokratie als nor-
male Form der Demokratie akzeptiert wird und auch auf lokaler Ebene vorherrschend 
ist, obwohl hier Partizipatorische Modelle realisierbar sein könnten. Als entscheidende 
Nachteile der Repräsentativen Demokratie benennen Ife und Tesoriero die Übertragung 
von Macht an Eliten12 und die damit verbundene Entmachtung des Volkes, in dessen 
Interesse Demokratie wirken soll. Die effektive Macht des einzelnen Bürgers sei stark 
geschmälert und oft auf die symbolische Geste des Wählens beschränkt. Auf diese Art 
und Weise würde das angeblich demokratische System zu einem Rezept für Disempo-
werment (vgl. ebd. 146f.).  
In der Idee der Deliberativen Demokratie sehen Ife und Tesoriero eine Möglichkeit, 
Partizipatorische Demokratie zu stärken. Während die Teilhabe an Entscheidungspro-
zessen nach dem vorherrschenden Demokratieverständnis vorwiegend darin besteht, 
dass Bürger auf die Entscheidungen von Regierungen reagieren dürfen, fordern Vertre-
ter der Deliberativen Demokratie, dass Bürger von Anfang an in den Prozess der Ent-
scheidungsfindung einbezogen werden. Deliberative Demokratie versucht Mechanis-
men zu etablieren, die eine Beteiligung von Bürgern am deliberativen Prozess (Bera-
tungsprozess) ermöglichen. Für die lokale Ebene bedeutet dies, dass die örtliche Regie-
rung den Dialog mit der Gemeinde suchen muss, bevor sie einen Plan entwickelt. Damit 
besteht die Rolle der Bürger nicht mehr nur darin, auf einen Vorschlag, der bereits ent-
wickelt worden ist, zu reagieren oder zwischen mehreren vorgegebenen Alternativen zu 
wählen, sondern darin, an der Erarbeitung von Plänen und Vorschlägen aktiv mitzuwir-
                                                 
12 Zum Begriff „Eliten“ vgl. Fußnote 8. 
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ken. Eine solche Vorgehensweise setzt voraus, dass die Regierung die Position des Ex-
perten nicht für sich allein beansprucht, sondern dass sie bereit ist, sich auf lokale Ex-
pertise zu stützen (vgl. ebd. 149). Hier zeigt sich die Übereinstimmung Deliberativer 
Demokratie mit dem von Ife und Tesoriero beschriebenen Prinzip „Valuing the local“. 
Mit dem Recht auf Beteiligung geht nach Ife und Tesoriero die Verpflichtung einher, 
gut über die relevanten Angelegenheiten aufgeklärt zu sein. Wenn Menschen an Ent-
scheidungsprozessen teilhaben sollen, kann nur von ihnen erwartet werden, dass sie das 
erfolgreich tun, wenn sie gut über das anstehende Problem und die wahrscheinlichen 
Konsequenzen bestimmter Entscheidungen informiert sind. Entsprechend müssen Pro-
gramme, die Deliberative Demokratie umsetzen wollen, immer auch Bildung umfassen. 
Es ist erforderlich, den Menschen das Wissen und die Ressourcen, die notwendig sind, 
um sich mit einem Problem zu befassen, zur Verfügung zu stellen (vgl. ebd. 148f.). Für 
die Förderung von Beteiligung spielen also auch „knowledge-sharing“ und „skill-
sharing“ eine Rolle. 
Sich zu beteiligen, widerspricht der Sozialisation vieler Menschen. Die Sozialisation in 
passive Nutzerrollen zu überwinden, ist eine große Herausforderung für „community 
development“ (vgl. ebd. 155). Für die Beantwortung der Frage, wie Menschen dazu 
aktiviert werden können, sich an Entscheidungsprozessen zu beteiligen, bieten die all-
gemeinen Überlegungen zu Aktivierung, die im vorigen Kapitel erörtert wurden, wich-
tige Anhaltspunkte. Die Überzeugung, mit dem eigenen Handeln etwas verändern zu 
können, ist eine wesentliche Bedingung dafür, dass Menschen aktiv werden. Dies gilt 
auch für die Beteiligung an Entscheidungsprozessen. Wenn Menschen darauf hoffen 
können, dass ihre Beteiligung zu einer Veränderung beitragen kann, ist es wahrscheinli-
cher, dass sie bereit sind, sich zu beteiligen. Damit Menschen eine für sich relevante 
Veränderung erreichen können, muss es ihnen ermöglicht werden, Einfluss auf Ent-
scheidungen zu nehmen, die ihre Lebensbedingungen betreffen und an der Umsetzung 
von Entscheidungen aktiv mitzuwirken.  
Ob sich die Mitglieder einer Gemeinde beteiligen, hängt also unter anderem davon ab, 
inwieweit den Mitgliedern der Gemeinde das Recht auf Beteiligung gewährt wird. Ife 
und Tesoriero unterscheiden im Hinblick auf die von den für Entscheidungen zuständi-
gen Institutionen eingeräumten Beteiligungsmöglichkeiten zwischen „genuine participa-
tion“ (echte Beteiligung) und „token participation“ (Scheinbeteiligung) (vgl. ebd. 148). 
Viele vermeintliche Versuche, Gemeindebeteiligung zu unterstützen, kommen variie-
renden Graden von „tokenism“ gleich. In diesen Fällen werden Gemeindemitglieder 
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zwar konsultiert oder über Entscheidungen informiert, sie haben aber kaum oder gar 
keine Macht, die Entscheidung zu beeinflussen (vgl. ebd. 155). Die Unterscheidung 
zwischen echter Beteiligung und Scheinbeteiligung ist ein Grundgedanke der von Arn-
stein entwickelten „ladder of citizen participation“. Dieses Stufenmodell verdeutlicht 
die umstrittene Natur des Beteiligungsbegriffes. Das Modell veranschaulicht, dass das, 
was als Beteiligung bezeichnet wird, mit unterschiedlichen Graden von Bürgerkontrolle 
verbunden ist. Dabei reicht das Spektrum von Manipulation durch Machtinhaber bis zur 
Kontrolle der Bürger über Entscheidungen, die ihr Leben betreffen. Eine ähnliche Typo-
logie wurde vom UK Health for All Network vorgelegt. In dieser wird das Verhältnis 
zwischen Organisationen und der Gemeinde aufgegriffen (vgl. ebd. 151). Die Beschrei-
bung der einzelnen Stufen von Beteiligung verdeutlicht die Rolle, welche Gemeinde-
mitgliedern im Entscheidungsprozess zugestanden wird.13  
Scheinbeteiligung wirkt sich negativ auf die Beteiligungsbereitschaft aus. Viele Beteili-
gungsprogramme von Regierungen bringen Menschen davon ab, sich zu beteiligen, da 
sie keinen Sinn darin sehen, sich an unnützen Konsultationen zu beteiligen oder Ent-
scheidungen mit geringer Bedeutung zu treffen (vgl. ebd. 148f.). Erfahrungen mit 
Scheinbeteiligung schmälern die Zuversicht mit Beteiligung etwas ändern zu können 
und sind daher ein massives Hindernis für die Aktivierung zu Beteiligung. Jeder ernst 
gemeinte Versuch, Gemeindebeteiligung zu fördern, muss deutlich machen, dass er tat-
sächlich echte Möglichkeiten zur sinnvollen Beteiligung bietet (vgl. ebd. 155).  
Für die Unterstützung von Beteiligung spielen neben der Gewährung echter Beteili-
gungsmöglichkeiten weitere Faktoren eine Rolle (vgl. ebd. 157f.): 
1. Menschen beteiligen sich, wenn das Problem oder die Aktivität für sie wichtig ist. 
2. Menschen müssen spüren, dass ihre Aktion einen Unterschied macht. 
3. Verschiedene Formen der Beteiligung müssen anerkannt und geschätzt werden. 
4. Menschen muss ermöglicht werden, sich zu beteiligen.  
5. Strukturen und Prozesse dürfen nicht befremdlich sein. 
Damit die erste Bedingung erfüllt werden kann, ist es am effektivsten, wenn die Men-
schen selbst über das Problem oder die geplante Aktion bestimmten können. In diesem 
Zusammenhang spielt das im vorigen Kapitel erläuterte gefühlte Bedürfnis als Aus-
gangspunkt von Aktivierung eine große Rolle. Die zweite Bedingung entspricht der von 
Ronnby beschriebenen Hoffnung auf Veränderung durch gemeinsames Handeln. In Be-
zug auf die dritte Bedingung weisen Ife und Tesoriero darauf hin, dass die Menschen 
                                                 
13 Da die beiden Modelle starke Ähnlichkeit aufweisen, werden sie in Anlage 5 zusammen abgebildet. 
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spüren müssen, dass auch ihr individuelles Handeln einen Unterschied macht und dass 
sie einen wichtigen Beitrag zum Gelingen des gemeinsamen Vorhabens leisten können. 
Hier beziehen die Autoren auch andere Formen der Beteiligung (z.B. Buchführung, 
Kinderbetreuung, Kochen, künstlerische Tätigkeiten …) ein, die über die Beteiligung an 
Entscheidungsprozessen durch Mitwirkung in Ausschüssen, bei Versammlungen oder 
anderen traditionellen Prozeduren hinausgehen. Beteiligung soll für jeden in der Ge-
meinde mit seinen individuellen Fähigkeiten und Interessen möglich sein (vgl. ebd.). 
Die vierte Bedingung macht deutlich, dass auch praktische Hindernisse von Beteiligung 
bedacht werden und möglichst ausgeräumt werden müssen. Zu prüfen sind beispiels-
weise die Verfügbarkeit von Beförderung und Kinderbetreuung sowie Zeiten und Orte 
von Aktivitäten. Mit der letzten Bedingung wird auf ein weiteres Hindernis verwiesen: 
die Befremdlichkeit von traditionellen Versammlungsprozeduren und Entscheidungs-
verfahren. Insbesondere für Menschen, die andere nicht unterbrechen wollen, die nicht 
selbstsicher genug sind oder sich sprachlich nicht gut ausdrücken können, ist es schwer, 
sich hier einzubringen. Es gilt, alternative Wege zu finden, wie Entscheidungsprozesse 
und Versammlungen organisiert werden können (vgl. ebd. 158). 
Da Beteiligung eine elementare Zielstellung von „community development“ ist, fordern 
Ife und Tesoriero, dass während des Gemeinwesenarbeitsprozesses stets reflektiert wer-
den sollte, wie sich die Beteiligung an Gemeindeaktivitäten auf Menschen auswirkt. 
Beteiligung sollte nach Ansicht der Autoren zu größerer Selbstachtung, dem Gefühl, 
Kontrolle über seine Umwelt zu haben und zu einer Verbesserung der Fähigkeit, Ent-
scheidungen zu beeinflussen, beitragen (vgl. ebd. 158). Sie empfehlen regelmäßig zu 
hinterfragen, ob Menschen an Entscheidungen über relevante Probleme, über Strategien 
und an tagtäglich zu treffenden Entscheidungen beteiligt sind, ob ihre Entscheidungen 
umgesetzt werden und ob die Menschen Ergebnisse und Auswirkungen ihrer umgesetz-
ten Entscheidungen sehen (vgl. ebd. 160). 
Beteiligung an Entscheidungsprozessen aber auch die Beteiligung an verschiedensten 
Tätigkeiten, die der Unterstützung des Beteiligungsprozesses oder der Umsetzung von 
Entscheidungen dienen, sind wichtige Beiträge zum kollektiven Handeln einer Gemein-
de. Das Erreichen von Veränderung durch dieses gemeinsame Handeln ist wesentlich 
für die Umsetzung von „Veränderung von unten“. Der Zusammenhang von Beteiligung 
und „Veränderung von unten“ wird durch Ife und Tesoriero treffend formuliert: „Chan-
ge from below is at the heart of community development, and participation brings to life 
this notion.“ (ebd. 169). 
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Teil B - Nationale Perspektive 
1 Gemeinwesenarbeit in Deutschland  
1.1 Vorbemerkung zur Literaturlage 
Aktuell gibt es in Deutschland kaum Veröffentlichungen, die sich ausschließlich dem 
Thema Gemeinwesenarbeit (GWA) widmen. Texte, die sich mit GWA auseinanderset-
zen, sind im Wesentlichen einzelne Beiträge in Herausgeberbänden oder in Zeitschrif-
ten. Nur wenige der Sammelbände beziehen sich im Titel direkt auf Gemeinwesenar-
beit.14 Häufiger wird GWA in Publikationen zu den Themen Quartiermanagement, 
Stadtentwicklung, Sozialraum, Bürgerbeteiligung und Lokale Ökonomie oder in Hand-
büchern der Sozialen Arbeit aufgegriffen. Zudem wird in letzter Zeit das Medium Inter-
net genutzt, um Beiträge zur GWA zu veröffentlichen.15  
Diese unübersichtliche Literaturlage ist Ausdruck dafür, dass sich GWA in Deutschland 
bisher nicht etablieren konnte. Es gibt nur wenige Autoren, die sich mit GWA befassen 
und GWA in der Praxis umsetzen. Auf ein GWA-Konzept, das so umfassend entwickelt 
ist, wie das Community Development Konzept Ife und Tesorieros, kann für die Erarbei-
tung der nationalen Perspektive nicht zurückgegriffen werden. Aufgrund der Literatur-
lage müssen Überlegungen zu Veränderung von unten, Aktivierung und Beteiligung aus 
vielen Einzeltexten zusammengetragen werden. Dabei wird aufgrund des begrenzten 
Umfanges dieser Arbeit nur ein kleiner Ausschnitt des deutschen Fachdiskurses aufge-
griffen. Zum Vergleich mit der internationalen Perspektive werden die Ansichten Dieter 
Oelschlägels und Wolfgang Hintes herangezogen, da diese Autoren sich seit den 70er 
Jahren bis heute mit GWA auseinandersetzen. Weitere Autoren können nur am Rande 
erwähnt werden. 
  
1.2 Begriffliche Unklarheiten und die ungesicherte Position von Gemeinwesenarbeit 
Soziale Arbeit in Deutschland ist dominiert von der Einzelfallhilfe und zahlreichen ziel-
gruppen- und bereichsspezifischen Ansätzen. Sozialraumorientierte Ansätze, zu denen 
auch Gemeinwesenarbeit gehört, haben hingegen nur eine geringe Bedeutung in der 
Praxis Sozialer Arbeit. Hinte benennt verschiedene Grundprobleme, die zur geringen 
Verbreitung von GWA und verwandten Konzepten beitragen. Es gäbe keine organisier-
                                                 
14 Als Beispiele für Veröffentlichungen seit 2000 sind zu nennen: Gillich (Hrsg.) (2002): Gemeinwesen-
arbeit: Eine Chance der Sozialen Stadtentwicklung…; Gillich (Hrsg.) (2004): Gemeinwesenarbeit: Die 
Saat geht auf…; Odierna; Berendt (Hrsg.) (2004): Gemeinwesenarbeit. Entwicklungslinien und Hand-
lungsfelder…; Gillich (Hrsg.) (2007): Nachbarschaften und Stadtteile im Umbruch. Kreative Antworten 
der Gemeinwesenarbeit auf aktuelle Herausforderungen…;  Hinte; Lüttringhaus; Oelschlägel (2007): 
Grundlagen und Standards der Gemeinwesenarbeit… 
15 Viele Beiträge findet man unter www.stadtteilarbeit.de und www.quarternet.de.  
27 
te fachliche „Schule“, in der die Praxiserfahrungen und Theoriesdiskussionen bezogen 
auf GWA, stadtteilbezogene Soziale Arbeit und sozialraumorientierte Ansätze gebün-
delt sind. Die systematische Aufbereitung der Konzepte und Theorien der GWA sei 
unzureichend. Mit Ausnahme des ISSAB16 in Essen gäbe es keine langjährig bestehen-
de Ausbildungsinstanz für GWA im Hochschulbereich und somit auch keine quantitativ 
und qualitativ ins Gewicht fallende Gruppe gut ausgebildeter Gemeinwesenarbeiter. 
Ebenso fehle eine einflussreiche berufsständische Organisation (vgl. Hinte 2004b, 8). 
GWA habe sich aufgrund unscharfer Begrifflichkeiten, schlecht dokumentierter Fach-
diskussionen und äußerst heterogener Praxis zu einer beliebig verwendbaren Worthülse 
entwickelt. Gemeinwesenarbeiterische Konzeptbestandteile hätten zwar in die Fachdis-
kussion Sozialer Arbeit und das bürokratische Handeln der Fachkräfte Eingang gefun-
den, wären aber durch inflationären Gebrauch, sprachliche Verformung, Umdefinition 
des Bedeutungsgehaltes oder kontextuelle Überformung ihrer Brisanz beraubt worden. 
In diesem Zusammenhang kritisiert Hinte die Nutzung von GWA als Methode für spe-
zielle Bereiche, wie z.B. GWA als Drogenprävention oder GWA gegen Rassismus. Eine 
solche Funktionalisierung für ein einzelnes Segment würde das breit angelegte Konzept 
GWA schädigen (vgl. ebd. 7). Auch Lüttringhaus setzt sich mit der Ambivalenz des 
Einzugs der Grundaussagen von GWA in unterschiedlichsten Arbeitsfeldern auseinan-
der. Einerseits sieht sie darin eine erfreuliche Trendwende. Andererseits weist sie darauf 
hin, dass die Grundaussagen der GWA häufig unter anderen Bezeichnungen eingeführt 
werden und kein direkter Bezug zur Tradition der GWA hergestellt wird. Gedanken der 
GWA fänden sich, ohne dass der Bezug zur GWA verdeutlicht wird, zum Beispiel im 
Lebensweltkonzept von Thiersch, in der Diskussion zum Empowerment, in Quartier-
managementkonzepten aus dem Bereich Raumplanung und Stadtentwicklung und bei 
verschiedenen Vertretern der Sozialraumorientierung (vgl. Lüttringhaus 2004, 16ff.).  
Hinte selbst hat aber auch nicht am Begriff GWA festgehalten, sondern ihn aufgrund 
pragmatischer Überlegungen beginnend in den 80er Jahren durch neue Etiketten (Stadt-
teilbezogene Soziale Arbeit, Stadtteilorientierung, Sozialraumorientierung) ersetzt.17 
                                                 
16 Institut für Stadtteilentwicklung, Sozialraumorientierte Arbeit und Beratung (ehemals Institut für Stadt-
teilbezogene Soziale Arbeit und Beratung) der Universität Duisburg-Essen. Mehr Informationen zum 
Institut unter: http://www.uni-due.de/biwi/issab/.  
17 Nachdem zunächst Oelschlägel in den 80er Jahren versucht hatte, mit dem „Arbeitsprinzip GWA“ 
wichtige theoretische und methodische Aussagen der GWA zu bündeln und als konzeptionelle Grundlage 
für eine fortschrittliche Soziale Arbeit in allen denkbaren Berufsfeldern (auch außerhalb des Arbeitsfeldes 
GWA) zu etablieren, unternahm auch Hinte mit dem ISSAB einen solchen Versuch. Er benutzte hierfür 
aber bewusst einen anderen Begriff (Stadtteilbezogene Soziale Arbeit), in der Hoffnung, dass sein Kon-
zept so anschlussfähiger an den Mainstream der Sozialen Arbeit sein würde (vgl. Hinte 2007d, 8). Zu den 
Gründen für den Wechsel des Etiketts siehe auch Hinte 2007a, 140f. 
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Obwohl er seine Konzepte stets als wesentlich durch gemeinwesenarbeiterisches Ge-
dankengut gespeist gekennzeichnet hat, hat Hinte aus meiner Sicht durch die Nutzung 
anderer Begriffe mit dazu beigetragen, dass es einerseits zu einem beliebigen Gebrauch 
des Begriffes GWA kommen konnte und andererseits dort, wo gemeinwesenarbeiteri-
sches Gedankengut in anderen Zusammenhängen auftaucht, der Bezug zur GWA nicht 
immer deutlich wird. Zur Herstellung begrifflicher Klarheit schlägt Hinte nunmehr fol-
gendes vor: „GWA ist heute (im Jahr 2007) ein Arbeitsfeld sozialer Arbeit und gleich-
zeitig liegt … das heutige Fachkonzept Sozialraumorientierung vor.“ (Hinte 2007d, 11). 
Im Arbeitsfeld GWA gehe es um die Organisation von projekt- und themenunspezifi-
schen Prozessen in Wohnquartieren mit dem Ziel der Grundmobilisierung eines Wohn-
quartiers. Obwohl GWA häufig im Rahmen von Quartiermanagement stattfindet, weist 
Hinte ausdrücklich darauf hin, dass GWA nicht mit Quartiermanagement gleichzusetzen 
ist, da es lediglich ein Arbeitsfeld innerhalb dieses komplexen Konzeptes zur Gestal-
tung von Wohnquartieren ist. Das Fachkonzept Sozialraumorientierung ähnelt dem von 
Oelschlägel entwickelten „Arbeitsprinzip GWA“18, da es in jedem Arbeitsfeld Sozialer 
Arbeit realisiert werden kann. Es ist derzeit insbesondere in der Fallarbeit, der offenen 
Jugendarbeit, den Hilfen zur Erziehung und dem Quartiermanagement von Bedeutung 
(vgl. ebd. 11). 
In einem Interview von 1997 haben Hinte, Oelschlägel und Lüttringhaus darüber reflek-
tiert, ob die Verwendung unterschiedlicher Etiketten sinnvoll ist und welche negativen 
Folgen sie haben könnte. Hinte schlägt vor, nicht über Begriffe zu streiten, sondern 
Qualitätsstandards für sozialraumbezogene Projekte zu benennen. Daran schließt sich 
die Überlegung der drei Autoren an, dass man für die durch die Standards abgesicherte 
im Wesentlichen identische Arbeit, verschiedene Etiketten benutzen könne, je nachdem, 
wen man überzeugen will. Sie plädieren also für eine strategische Nutzung unterschied-
licher Begriffe. Allerdings sehen sie auch Gefahren einer solchen Taktik: einerseits die 
Verwirrung der Fachwelt und andererseits die Möglichkeit, dass, sofern Gemeinwesen-
arbeit als Begriff nicht mehr genutzt wird, die originären Inhalte wieder verloren gehen 
könnten. (vgl. Hinte et.al. 2007, 37ff.)  
In einem Aufsatz von 2004 verweist Oelschlägel auf eine eben solche Entwicklung. Er 
sieht in den aktuellen Debatten zur Sozialraumorientierung und zum Quartiermanage-
ment und deren praktischer Umsetzung eine Tendenz der Enteignung der GWA. Allein 
                                                 
18 Oelschlägel hat bis heute am Begriff „Arbeitsprinzip GWA“ festgehalten. Er versteht darunter eine 
„grundsätzliche Herangehensweise an soziale Probleme unter sozialräumlichen, aktivierenden, methoden-
integrativen und vernetzten Merkmalen.“ (Oelschlägel 2006, o.S.). 
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die sozialräumliche Perspektive reiche nicht aus, um eine Gleichsetzung mit GWA zu 
rechtfertigen. Es müssten weitere Kriterien, die für GWA unabdingbar sind, hinzukom-
men: die Orientierung an den Bedürfnissen und Perspektiven der Menschen und deren 
Aktivierung. Aktuell diskutierte und praktizierte Ansätze von Sozialraumorientierung 
ließen eher das Bemühen um eine Verwaltungsmodernisierung erkennen. Dies zeige 
sich am Beispiel der Jugendhilfe, wo der Sozialraum hauptsächlich Bezugsgröße für 
raumbezogene Organisationsformen und Budgetierungen sei. Die Aktivierung des sozi-
alen Umfeldes diene vordergründig einer kostengünstigeren Hilfegestaltung. Oelschlä-
gel sieht hier einen Missbrauch des Fachprinzips GWA als Finanzierungsinstrument. 
GWA würde so ihres politischen und fachlichen Kerns beraubt (vgl. Oelschlägel 2004, 
13). In Abgrenzung zu Hinte sieht Oelschlägel auch im Quartiermanagement eine Ent-
eignung und Verwässerung der Prinzipien von GWA (vgl. ebd. 15). Unter anderem kri-
tisiert er Folgendes: Quartiermanagement sei eine Strategie unter der Regie der Städte 
und damit immer eine top-down Strategie. Viele Entscheidungen würden in Politik und 
Verwaltung gefällt. Nachhaltige Beteiligungsstrukturen würden häufig nicht existieren. 
Trotz aller Kritikpunkte hält Oelschlägel es für notwendig, das Quartiermanagement zu 
nutzen, um mit den Bewohnern wenigstens einige Verbesserungen ihrer Lebenslage und 
ihrer Handlungsspielräume erreichen zu können (vgl. Oelschlägel 2004, 14; 2010, 5f.). 
Hinte betont, dass es sich beim Quartiermanagement um eine konsequente Fortführung 
des „Arbeitsprinzips GWA“ handelt. (vgl. Hinte 2001, o.S.) Auch Sozialraumorientie-
rung ist für ihn keine neue Theorie, sondern eine Weiterentwicklung verschiedener the-
oretischer und methodischer Blickrichtungen, insbesondere der GWA und der Erzie-
hungskritik (vgl. Hinte 2007d, 9). In diesen Aussagen bezieht er sich jedoch nur auf die 
von ihm mitentwickelten Konzepte. Hingegen grenzt er sich von vielen praktizierten 
Formen des Quartiermanagements sowie einer Reduzierung von Sozialraumorientierung 
auf Sozialraumbudgets in der Jugendhilfe ab (vgl. Hinte 2001, o.S.; 2004b, 8). 
Anhand der oben aufgezeigten Diskussion wird deutlich, dass ein eigenständiger und 
selbstbewusster Fachdiskurs zur GWA in Deutschland kaum stattfindet. Vielmehr wird 
die Diskussion um GWA häufig in Bezug auf oder in Abgrenzung zu anderen sozial-
räumlichen Konzepten geführt. Hierbei steht insbesondere das Quartiermanagement im 
Mittelpunkt, das von Vertretern der GWA als eine Möglichkeit genutzt wird, GWA zu 
betreiben, aber gleichzeitig oft als unzulänglich für die Verwirklichung von GWA-
Prinzipien wahrgenommen wird. 
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2 Gemeinwesenarbeit aus der Perspektive Oelschlägels 
2.1 Oelschlägels Begriffsverständnis 
Folgende Definition wird von Oelschlägel in seinen Veröffentlichungen immer wieder 
benutzt: „Gemeinwesenarbeit ist eine sozialräumliche Strategie, die sich ganzheitlich 
auf den Stadtteil und nicht pädagogisch auf einzelne Individuen richtet. Sie arbeitet mit 
den Ressourcen des Stadtteils und seiner BewohnerInnen, um seine Defizite aufzuheben. 
Damit verändert sie allerdings auch die Lebensverhältnisse und Handlungsspielräume 
der BewohnerInnen.“ (Oelschlägel 2004, 11).19 Die aktuellste Version dieser Definition 
ist geringfügig erweitert. Neben dem Stadtteil werden alternativ die Sozialräume Straße, 
Nachbarschaft und Quartier genannt. Auch erfolgt eine Konkretisierung der letzten Aus-
sage: „Es geht ihr [der GWA] darum, deren Handlungsmöglichkeiten [die der Bewoh-
ner] zu erweitern und sie zur Selbstorganisation zu befähigen.“ (Oelschlägel 2010, 1). 
Oelschlägel unterscheidet zwei Erscheinungsformen von GWA: GWA als Arbeits-
feld/Handlungsfeld und GWA als Arbeitsprinzip. Dem Arbeitsfeld GWA ordnet 
Oelschlägel die klassischen GWA-Projekte in sozialen Brennpunkten zu. Kennzeich-
nend für solche Projekte ist, dass sie von eigens zu diesem Zweck eingerichteten Institu-
tionen und eingestellten Personen durchgeführt werden. GWA als Arbeitsprinzip be-
zeichnet ein Denken und Handeln entsprechend der obigen Definition und weiteren 
Grundelementen der GWA, das in allen Bereichen der Sozialen Arbeit und darüber hin-
aus handlungsleitend sein kann (vgl. Oelschlägel 2004, 11; 2006, o.S.).20 
Der Definition ist zu entnehmen, dass Oelschlägel GWA von der Einzelfallhilfe ab-
grenzt. An anderer Stelle drückt er dies so aus: „Gemeinwesenarbeit (GWA) ist dagegen 
[gegenüber Casemanagement] eine fallunspezifische Arbeit. Sie richtet sich auf den 
sozialen Raum …, ohne schon darauf orientiert zu sein, dessen Ressourcen für einen 
bestimmten Fall abzurufen, sondern sie aktiviert sie für viele (oft gleichgelagerte) Fäl-
le.“ (Oelschlägel 2002a, o.S.). Der Bezug auf einen bestimmten Sozialraum lässt ver-
muten, dass GWA sich im Wesentlichen an geographische Gemeinden richtet. Hier 
zeigt sich eine Parallele zur Auffassung Ife und Tesorieros, welche die Arbeit mit geo-
graphischen Gemeinden als Schwerpunkt von „community development“ verstehen 
(vgl. Teil A - Kapitel 1.1). Die sozialräumliche Orientierung von GWA begründet 
                                                 
19 Im Rahmen der mir zur Verfügung stehenden Texte Oelschlägels erfolgte die erstmalige Verwendung 
dieser Definition (noch ohne Erwähnung der Veränderung der Handlungsspielräume) in einem Referat im 
Oktober 1997 (vgl. Oelschlägel 2007b, 211; ebenso im April 1998: vgl. 2007c, 206 und 2007d, 111). Fast 
identische Versionen des obigen Zitates findet sich in Oelschlägel 2002a, o.S.; 2006, o.S.; 2007b, 30. 
20 Diese Unterscheidung ist vergleichbar mit Twelvetrees’ Unterscheidung zwischen „community work in 
its own right und community work as an attitude“ (vgl. Teil A - Kap. 1.2). 
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Oelschlägel damit, dass soziale Probleme einen Raumbezug haben. Hierunter versteht er 
den Zusammenhang zwischen Räumen und der Entstehung, der Verteilung, den Bewäl-
tigungsmöglichkeiten und den Möglichkeiten der Politisierung sozialer Probleme.21 
Dies verweist auf den Einfluss, den Sozialräume auf die Handlungsspielräume der Men-
schen haben. Entsprechend sieht Oelschlägel eine sozialräumliche Orientierung als un-
verzichtbar für die Erweiterung der Handlungsfähigkeit der Menschen an (vgl. 
Oelschlägel 2002a, o.S; identisch 2004, 13).  
GWA dient nach Oelschlägels Definition dazu, die Defizite eines Sozialraums aufzuhe-
ben, Lebensverhältnisse und Handlungsspielräume der Bewohner zu verändern und 
Bewohner zur Selbstorganisation zu befähigen. Gemeinwesenarbeiterische Interventio-
nen zielen also sowohl auf materielle als auch auf immaterielle Veränderungen inner-
halb von Sozialräumen. Dass Veränderungen durch Bewohner selbst herbeigeführt wer-
den sollen, kommt in der Definition nicht deutlich zum Ausdruck. Die Formulierung 
„Damit verändert sie [die GWA]“ betont vielmehr den Einfluss der Professionellen auf 
das Erreichen von Veränderung. Das steht im Kontrast zu den Idealen von „Verände-
rung von unten“ (vgl. Teil A - Kapitel 2.1). Tatsächlich vertritt Oelschlägel aber nicht 
eine solch dominierende Rolle des Gemeinwesenarbeiters. Aktivierung und Beteiligung 
sieht er als wesentliche Elemente von GWA an (vgl. Teil B - Kapitel 2.2). Er hat diese 
Grundprinzipien aber nicht in die Definition aufgenommen. Der Aspekt der Eigentätig-
keit der Menschen wird nur durch das Ziel der Befähigung zur Selbstorganisation ange-
deutet. Dafür wird die Nutzung der Ressourcen des Stadtteils und seiner Bewohner als 
wesentliches Merkmal von GWA benannt. Somit enthält die Definition eine Überein-
stimmung mit dem Prinzip „Valuing local resources“ (vgl. Teil A - Kapitel 2.2).  
Neben der Definition geben auch folgende durch Oelschlägel benannte Grundelemente 
von GWA Auskunft über sein Verständnis von GWA (vgl. 2004, 11): 
 GWA erkennt, erklärt und bearbeitet, soweit das möglich ist, soziale Probleme in 
ihrer raum-zeitlichen, historischen und gesellschaftlichen Dimension. Von Interes-
se für GWA sind Stadtteilanalysen, Stadtteilgeschichte und die Geschichte sozialer 
Probleme im regionalen Kontext. 
 GWA integriert Methoden der Sozialen Arbeit (Beratung, Gruppenarbeit), der So-
zialforschung (aktivierende Befragung, Sozialraumanalyse) und des politischen 
Handelns (Öffentlichkeitsarbeit, Bürgerversammlungen, Aktionen) (vgl. auch 
Oelschlägel 2006, o.S.). 
                                                 
21 Von Interesse ist der Raumbezug insbesondere für die Diskussion um Segregationsprozesse in Städten 
und die benachteiligenden Effekte von Quartieren, in denen eine räumliche Konzentration von Personen 
und Haushalten gegeben ist, die in ähnlicher Weise verarmt, diskriminiert und benachteiligt sind (vgl. 
Oelschlägel 2002b, o.S.; 2004, 12; 2006, o.S.; 2010, 4f.). 
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 Es gibt nicht die GWA, sondern viele verschiedene Möglichkeiten, GWA umzu-
setzen. Handlungsleitend ist dabei das Prinzip der „lokalen Richtigkeit“.  
 GWA bezieht sich auf ein Gemeinwesen (den Ort an dem Menschen samt ihren 
Problemen aufzufinden sind). 
 GWA fragt danach, wie Menschen ihre Lebensverhältnisse sehen. Entsprechend 
greift GWA nicht nur von außen definierte Probleme auf, sondern befasst sich mit 
allen Problemen, die von den Menschen selbst für wichtig gehalten werden. 
 GWA sucht nach gemeinsamen Problemen der Menschen. 
 GWA möchte die Lebenswelt so verändern, dass Menschen dadurch handlungsfä-
higer werden. Gleichzeitig möchte sie Menschen handlungsfähiger machen, damit 
diese ihre Lebenswelt verändern können. 
 GWA sieht ihren zentralen Aspekt in der Aktivierung der Menschen in ihrer Le-
benswelt. 22 
Diese Aufzählung enthält verschiedene Gesichtspunkte, die sich auch im internationalen 
Diskurs zu „community work“ wieder finden. Deutlich wird der Fokus auf das Lokale. 
Das Prinzip der „lokalen Richtigkeit“ deutet auf eine Übereinstimmung mit Ife und Te-
sorieros zentralem Grundgedanken „Valuing the local“ (vgl. Teil A - Kapitel 2.2) hin. 
Der Aufzählung Oelschlägels ist zu entnehmen, dass die Berücksichtigung lokaler Be-
sonderheiten für die Analyse sozialer Probleme und die Methodenauswahl eine Rolle 
spielt. Für die Frage, ob GWA damit den Prinzipien von „Valuing the local“ gerecht 
wird, ist entscheidend, inwieweit die Analysen auf dem Wissen der Bewohner aufbauen 
und inwieweit örtliche Kultur, örtliche Prozesse und örtliche Ressourcen zum Aus-
gangspunkt für die Gestaltung des Gemeinwesenarbeitsprozesses gemacht werden. Der 
Rückgriff auf lokale Ressourcen wurde bereits in Oelschlägels Definition als wesentli-
ches Merkmal von GWA gekennzeichnet. Auch der Einbezug lokalen Wissens wird als 
Grundelement von GWA benannt, zumindest im Hinblick auf die Problemsicht der Be-
wohner und deren Sicht auf ihre Lebensverhältnisse. Offen bleibt, ob die Bewohner 
auch über die Problemdefinition hinaus als Experten anerkannt werden. „Veränderung 
von unten“ verlangt neben der Bedürfnisdefinition durch die Bürger der Gemeinde 
auch, dass Veränderungsziele und mögliche Handlungsschritte durch die Gemeindemit-
glieder bestimmt werden und dass diese aktiv an der Verwirklichung der Ziele beteiligt 
sind (vgl. Teil A - Kapitel 2.1). Die Förderung des eigenständigen Handelns der Men-
schen wird durch Oelschlägel angesprochen in den Punkten Aktivierung und Förderung 
                                                 
22 Einige dieser Elemente hat Oelschlägel bereits 1985 formuliert (vgl. 2007a, 69f.). Eine identische Auf-
zählung (mit Ausnahme der Suche nach gemeinsamen Problemen) verwendet er in Vorträgen von 1997 
und 1998 (vgl. Oelschlägel 2007b, 211f.; 2007d, 112). 
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der Handlungsfähigkeit. Was Oelschlägel damit konkret verbindet und inwieweit tat-
sächlich das Handeln der Gemeindemitglieder im Vordergrund steht, wird im folgenden 
Kapitel erörtert. 
 
2.2 Aktivierung und Beteiligung 
Oelschlägel betont, dass Aktivierung seit jeher ein zentraler Begriff der GWA ist. (vgl. 
2006, o.S.) Entsprechend wird Aktivierung auch von Oelschlägel selbst durchgängig als 
zentrales Merkmal von GWA benannt.23 Er verbindet mit diesem Begriff den Anspruch, 
dass Menschen zu „Subjekten auch politisch aktiven Handelns und Lernens werden 
sollen und zunehmend Kontrolle über ihre Lebensverhältnisse gewinnen“ (Oelschlägel 
2007b, 212). Dazu soll es ihnen ermöglicht werden, Kompetenzerfahrungen in gemein-
samen Aktionen der Problembearbeitung bis hin zum Widerstand zu machen (vgl. ebd.). 
Aktivierung umfasst also die Förderung gemeinschaftlichen Handelns, welches zentral 
für die Verwirklichung eines „bottom-up“ Ansatzes ist (vgl. Teil A - Kapitel 2.3). Die 
Benennung politischen Handelns lässt vermuten, dass der Beteiligung an Entschei-
dungsprozessen als spezieller Aktivitätsform besondere Bedeutung zugemessen wird. 
Eine solche Beteiligung ist auch ein wichtiges Ziel von „community development“ (vgl. 
Teil A - Kapitel 2.4). Das von Oelschlägel benannte Ziel der zunehmenden Kontrolle 
über Lebensverhältnisse verweist zudem auf den Empowerment-Gedanken (vgl. Teil A 
- Kapitel 2.1).  
Oelschlägel zufolge kann GWA wesentliche Beiträge zur Erweiterung individueller und 
kollektiver Handlungsmöglichkeiten, zur aktiven Teilhabe am politischen und gesell-
schaftlichen Leben und zur Verbesserung der Lebensbedingungen in Stadtteilen leisten. 
GWA verfüge über ein umfangreiches Methodenrepertoire zur Förderung von Beteili-
gung, biete durch offene und niedrigschwellige Räume und Angebote Gelegenheits-
strukturen für Engagement und Beteiligung, knüpfe Netze (auch Netzwerke der Profes-
sionellen), auf die Menschen zurückgreifen können, wenn sie sich an der Gestaltung 
ihrer Lebenswelt und damit an politischen Entscheidungen beteiligen wollen, beschaffe 
notwendige Informationen aus dem politischen Raum und helfe dabei, die Probleme der 
Lebenswelt in den politischen Diskurs einzubringen (vgl. Oelschlägel 2007e, 35f.). 
Oelschlägel beleuchtet den möglichen Beitrag von GWA zum Gemeinwesenarbeitspro-
zess ausführlich, geht aber nicht auf die ebenso wesentlichen Aktivitäten der Gemein-
demitglieder ein. Die  Rolle als „Subjekt des Handelns“ wird also nicht speziell gewür-
                                                 
23 Quellen in zeitlicher Reihenfolge nach ursprünglicher Entstehung: Oelschlägel 2007a, 70; 2007b 212; 
2007d 113; 2004, 11; 2006, o.S.;  2007e, 30. 
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digt. Es wird zwar an verschiedenen Stellen gefordert, dass GWA auf die Selbstorgani-
sation von Bewohnern hinwirken soll. Diese Forderung bleibt aber abstrakt. Eine Refle-
xion zum Verhältnis von Aktivitäten und Angeboten der GWA zur Eigenaktivität der 
Bewohner erfolgt lediglich in Bezug auf die Rolle des Gemeinwesenarbeiters sowie in 
Bezug auf das Handlungsmerkmal „GWA als nützliche Dienstleistung“. 
Nach Oelschlägel sollen Gemeinwesenarbeiter Anwalt und Organisator sein. Als An-
walt obliegt dem Gemeinwesenarbeiter die Aufgabe, sich öffentlich und aktiv in Prob-
leme einzumischen und zusammen mit den Betroffenen Stellung zu beziehen. Er soll 
sich für die Menschen einsetzen, wo sie dies selbst nicht können, muss sich dabei aber 
vor Entmündigung hüten. Gleichzeitig soll er als Organisator den Prozess der Selbstor-
ganisation begleiten und gemeinsames solidarisches Handeln von Bewohnern ermögli-
chen. Er muss also darauf bedacht sein, nichts für die Betroffenen zu erledigen, was 
diese selbst tun können (vgl. Oelschlägel 2010, 6). Dass sich das Verhältnis dieser bei-
den Rollen schnell zugunsten der Funktion als Anwalt oder gar als Dienstleister entwi-
ckeln kann, zeigt sich in Oelschlägels Auseinandersetzung mit „GWA als nützlicher 
Dienstleistung“.24  In den 80er Jahren seien viele Projekte dem Druck der Betroffenen, 
die individuelle Hilfe einforderten, erlegen und hätten dieses Tätigkeitsmerkmal gegen-
über anderen (Aktivierung, Einmischung) verabsolutiert. Da die starke Angebotsstruk-
tur von GWA offensichtlich den Interessen der Wohnbevölkerung entsprach, hatten die 
GWA-Projekte die Legitimation, sich auf nützliche Dienstleistungen zu beschränken 
(vgl. Oelschlägel 2007e, 33). Oelschlägel erkennt also durchaus, dass die Umsetzung 
des Aktivierungsanspruches kein einfaches Unterfangen ist. Er gibt aber keine Hinwei-
se, wie mit den oben genannten Schwierigkeiten in der Praxis umgangen werden kann. 
Nach Ansicht Oelschlägels bietet GWA ein „Politikmodell ,von unten’, das nicht nur 
auf die Organisation von Gegenmacht ausgerichtet ist, sondern die Politikformen in 
unseren Städten auf die Weise durchdringt, dass die BewohnerInnen der Stadtteile nicht 
nur mehr gehört werden, sondern auch mehr und dauerhaft Entscheidungen im und für 
den Stadtteil treffen können.“ (2007e, 36). Bürger sollen also nicht nur an der Problem-
definition mitwirken, sondern durch die Teilnahme an Entscheidungsprozessen auch auf 
zukünftiges Handeln Einfluss nehmen können. Oelschlägel betont in der obigen Aussa-
ge, dass zur Erreichung von mehr Bürgerbeteiligung die Beeinflussung der institutionel-
                                                 
24 Zu diesen Dienstleistungen gehören materielle Ressourcen (Räume, billiges Mittagessen, Fahrten zu 
Ämtern), personelle Ressourcen (Beratung, Qualifizierung, anwaltliche Tätigkeit, Zuhören), Infrastruktur 
zur Aufnahme informeller Sozialbezüge, der Aufbau und die Erweiterung sozialer Netze und die Hilfe bei 
der Problemveröffentlichung (vgl. Oelschlägel 2007e, 33). 
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len Ebene notwendig ist. Wie GWA in der Arbeit mit Bewohnern zu mehr Beteiligung 
beitragen kann, wird in seinen Veröffentlichungen kaum betrachtet. Oelschlägel sieht 
die kommunale Politik in der Verantwortung, Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass 
Aktivierung und Beteiligung stattfinden können. Entscheidend für den Erfolg von Akti-
vierung und Beteiligung sei es, inwieweit Politik und Verwaltung bereit sind, der Be-
völkerung und den lokalen Akteuren25 Entscheidungsbefugnisse einzuräumen (vgl. 
Oelschlägel 2006, o.S.). Eine solche Bereitschaft setzt veränderte Einstellungen und 
Haltungen gegenüber den Bürgern voraus. Dazu gehört die Überzeugung, dass Bürger 
ihre Angelegenheiten sehr weitgehend selbst regeln können und es Aufgabe der Kom-
mune ist, sie dabei zu unterstützen. Eine dem Menschen etwas zutrauende Grundhaltung 
ist unerlässlich (vgl. Oelschlägel 2007c, 204f.). Zum notwendigen Verhältnis von Bür-
ger und Verwaltung verweist Oelschlägel auf die Ansicht Barloschkys und Schreiers: 
„Der Bürger ist als Experte seiner Lebenswelt anzuerkennen und steht somit dem Staat 
und der Verwaltung nicht reduziert auf seine Funktion als ,Kunde’ gegenüber. Vielmehr 
… ist er als aktiver Gestalter des Gemeinwesens ernst zu nehmen.“ (Barloschky; 
Schreier 2005, 321 zit. nach Oelschlägel 2006, o.S.). Der Einnahme dieser Grundhal-
tung muss aber noch ein weiterer und schwerer zu gehender Schritt folgen: die tatsäch-
liche Abgabe von Macht, der häufig die Angst vor Machtverlust entgegensteht (vgl. 
Oelschlägel 2006, o.S.). Persönliche Einstellungen zu beeinflussen und Verantwortliche 
in der Kommune von der Notwendigkeit der Machtabgabe zu überzeugen, erscheint mir 
eine Aufgabe zu sein, die GWA nicht ohne weiteres leisten kann. Insofern wirkt die 
Aussage Oelschlägels zur Durchdringung der Politikformen in den Städten realitätsfern. 
Im Vergleich zum internationalen Diskurs (vgl. insbesondere Teil A - Kapitel 2.2) fehlt 
zudem die Auseinandersetzung mit der Frage, inwieweit auf Seiten des Gemeinwesen-
arbeiters selbst die genannten Einstellungen erst wachsen müssen und inwieweit ein 
diesen Einstellungen entsprechendes Handeln aufgrund der Sozialisation als Experte 
behindert wird. Die Rolle des Gemeinwesenarbeiters wird durch Oelschlägel generell 
wenig betrachtet. Meist spricht er abstrakt von GWA. 
Zu den Bedingungen von Beteiligung äußert sich Oelschlägel wie folgt. Menschen en-
gagieren sich dann in kollektiven politischen Aktionen, wenn sie einschätzen, dass der 
Nutzen der Beteiligung deren Kosten übersteigt. Als Hinderungsgründe für Beteiligung 
benennt Oelschlägel die aus Erfahrungen gewonnene Angst der Menschen vor Sanktio-
nen und Misserfolgen, die Einschätzung, dass die Aktion nichts unmittelbar mit ihnen 
                                                 
25 Als lokale Akteure bezeichnet Oelschlägel die Vertreter von Institutionen aller Art. Ein Beispiel sind 
die Akteure der lokalen Wirtschaft (vgl. Oelschlägel 2006, o.S.). 
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zu tun hat, das Gefühl der Machtlosigkeit sowie die Unterschätzung der eigenen Kom-
petenz. Förderlich wirke es sich aus, wenn eine Aktion hohe persönliche Rückgewin-
nungspotentiale bietet. Hierzu gehören zum Beispiel der ebenfalls durch Erfahrungen 
gestützte zu erwartende Erfolg, das Gefühl der Zugehörigkeit zu einer Gruppe, die An-
erkennung durch andere sowie die Möglichkeit des Kompetenzerwerbs in der Aktion 
(vgl. Oelschlägel 2007c, 198f.).26 Beteiligung habe dann einen hohen Nutzen, wenn sie 
mit ausreichend großen Gestaltungsspielräumen verbunden sei, die Menschen, die sich 
beteiligen, also eigene Beschlüsse fassen und Ideen in die Tat umsetzen können (vgl. 
Oelschlägel 2006, o.S.). Damit ist die von Ife und Tessoriero als wesentlich erachtete 
Unterscheidung zwischen echter Beteiligung und Scheinbeteiligung (vgl. Teil A - Kapi-
tel 2.4) angesprochen. Scheinbeteiligung wird von Oelschlägel an verschiedenen Stellen 
beanstandet (vgl. 2007c, 206; 2010, 5). Kritisch setzt er sich vor allem mit der Beteili-
gungspraxis im Rahmen von Quartiermanagement auseinander. GWA werde hier nicht 
als Instrument zur Unterstützung gemeinsamer Aktionen der Bevölkerung, die auch 
Kritik an den Institutionen bedeuten kann, gesehen (vgl. Oelschlägel 2007d, 125). Be-
wohnerbeteiligung ziele oft eher auf die Unterstützung der Politik durch die Bewohner 
(vgl. Oelschlägel 2004, 14). Als kritikwürdig betrachtet Oelschlägel die üblichen Betei-
ligungsmodelle (Bürgerversammlung, Runde Tische, Stadtteilkonferenzen). Er verweist 
hierzu auf die Argumentation Stövesands, die einschätzt, dass diese Beteiligungsmodel-
le mittelschichtorientiert und „mehrheitlich ein Forum für Menschen mit einem gewis-
sen Grad an Selbstvertrauen und verbaler Ausdrucksfähigkeit“ sind (Stövesand 2002 
zit. nach Oelschlägel 2004, 15).  
Als übergeordneten Anspruch von GWA benennt Oelschlägel die Verwirklichung so-
zialer Gerechtigkeit in den Verhältnissen (vgl. Oelschlägel 2007e, 34). Entsprechend 
misst er der Unterstützung der Beteiligung benachteiligter Bevölkerungsgruppen eine 
besondere Bedeutung bei.27 GWA müsse dazu beitragen, die Dominanz der organisier-
ten Interessen abzubauen und benachteiligte Gruppen wirksamer als bisher zur Teil-
nahme motivieren und qualifizieren.28 Sie dürfe sich nicht auf die Rolle des Moderators 
zurückziehen, sondern müsse ggf. auch anwaltschaftlich dafür sorgen, dass die Kom-
munalpolitik ihrer Ausgleichsfunktion nachkommt und an den Rand gedrängte Sicht-
                                                 
26 Die Argumentation Oelschlägels weist Parallelen zur Grundannahme Ronnbys bzgl. der Beweggründe, 
die eine Teilnahme an Aktivitäten begünstigen, auf. Ronnby setzt sich aber ausführlicher damit auseinan-
der, welche Faktoren die Kosten-Nutzen Abwägung beeinflussen (vgl. Teil A - Kapitel 2.3). 
27 Die besondere Berücksichtigung Benachteiligter ist auch ein zentrales Element des „Community Deve-
lopment“ Ansatzes von Ife und Tesoriero (vgl. Teil A - Kapitel 2.1). 
28 Ausführliche und lesenswerte Überlegungen zur Beteiligung Benachteiligter, die hier leider nicht be-
rücksichtigt werden konnten, finden sich bei: Munsch 2003 und Stock 2003. 
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weisen wenigstens angemessen zu Wort kommen. Anstelle von neutraler Moderation 
spricht sich Oelschlägel für reflektierte Parteilichkeit aus. Unter Parteilichkeit versteht 
er eine „professionelle Haltung, die engagiert an den Problemen ist, welche die Men-
schen (mit sich) selbst haben und nicht an den Problemen, welche die Gesellschaft mit 
ihnen hat“. Reflektierte Parteilichkeit meint die Menschen ernst zu nehmen, ohne 
zwangsläufig alles gut zu finden, was die Menschen im Stadtteil tun. Parteilichkeit setzt 
eine klare Analyse der Frage voraus, wo Handlungsspielräume von Menschen einge-
schränkt werden. Das bezieht sich sowohl auf Einschränkungen von oben nach unten, 
auf Einschränkungen durch Konflikte zwischen den Bewohnern sowie auf Einschrän-
kungen durch die fürsorgliche Haltung Sozialer Arbeit (vgl. Oelschlägel 2007e, 37f.).  
Die von Oelschlägel formulierten Ansprüche von GWA (z.B. Wertschätzung der Sicht-
weisen der Bewohner, Förderung der Selbstorganisation, Unterstützung der Beteiligung 
Benachteiligter) entsprechen wichtigen Prinzipien, die im internationalen Diskurs unter 
dem Leitbegriff „Veränderung von unten“ diskutiert werden. Da Oelschlägel jedoch 
wenig zur Umsetzbarkeit dieser Ansprüche reflektiert, wirken seine Aussagen eher pla-
kativ. Dieser Eindruck wird dadurch bestärkt, dass zentrale Aussagen in seinen Veröf-
fentlichungen teilweise seit 1985 in fast identischer Formulierung wiederkehren. Mit Ife 
und Tesoriero gesprochen: „while it may be easy to state the rhetoric, the idea [of chan-
ge from below] itself when put into practice is extremely radical“ (Ife; Tesoriero 2006, 
121). Diese Einsicht ist wichtig, um nicht zu hohe Erwartungen aufzubauen und die 
eigenen Möglichkeiten realistisch einschätzen und darstellen zu können.  
 
3 Gemeinwesenarbeit aus der Perspektive Hintes 
3.1 GWA als Teil von Quartiermanagement 
Eine wichtige Intention Hintes war und ist es, GWA in einen institutionellen Rahmen zu 
integrieren. Er bemängelt, dass sich die Gemeinwesenarbeit der 70er Jahre fast aus-
schließlich in Projekten von meist kurzlebiger Dauer außerhalb der etablierten Träger 
abgespielt hat und oft sogar institutionenfeindlich eingestellt war (vgl. Hinte 2007a, 
140). GWA habe keine in Institutionen realisierbaren Strategien entwickelt. Mit der 
Entwicklung des Ansatzes Stadtteilbezogene Soziale Arbeit zu Beginn der 80er Jahre 
sollte dieser Mangel behoben werden. Dieses Konzept nahm Diskussionslinien und Er-
kenntnisse aus der GWA auf und stellte sie in den Bezugsrahmen institutioneller Sozia-
ler Arbeit (vgl. Hinte 2006, o.S.).  
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Darauf aufbauend wurde das Quartiermanagement29 entwickelt. Dieses soll hier kurz 
erläutert werden, da Hinte seine Auffassungen zu GWA häufig im Zusammenhang mit 
dessen Rolle im Quartiermanagement äußert. 
Nach Hintes Verständnis ist Quartiermanagement ein sektorenübergreifender Prozess 
zur Gestaltung von Wohnquartieren, der die Verbesserung von Lebensbedingungen, 
insbesondere in benachteiligten Wohnquartieren, zum Ziel hat. Zur Erreichung von 
Verbesserungen setzt das Konzept einerseits auf Aktivierung von Betroffenen und ande-
rerseits auf Akquirierung, Bündelung und Management von Ressourcen innerhalb der 
Verwaltung und bei anderen Institutionen zur Entwicklung von Projekten, die auf die 
Bedürfnislagen der Wohnbevölkerung zugeschnitten sind. Entsprechend umfasst Quar-
tiermanagement verschiedene Tätigkeitsbereiche. Hinte nennt drei miteinander ver-
schränkte Aktionsebenen: GWA bzw. Stadtteilarbeit, intermediäre Instanzen und Ge-
bietsbeauftragte innerhalb der Verwaltung.30 GWA wird vorwiegend auf der Ebene des 
Stadtteils tätig. Der Hauptwirkungsbereich der Gebietsbeauftragten ist die Verwaltungs-
ebene. Intermediäre Instanzen sind zwischen Lebenswelt und Bürokratie angesiedelt 
und wirken in beide Welten hinein (vgl. Hinte 2001, o.S.). 
GWA im Quartier umfasst folgende Aufgaben: die projektunspezifische Aktivierung 
der Wohnbevölkerung, die Begleitung von Gruppen und Initiativen, die Vernetzung von 
formellen und informellen Ressourcen im Quartier sowie die Leitung von Stadtteilbü-
ros, also klassische Tätigkeitsbereiche der GWA (vgl. Hinte 2009, 145). Unklar bleibt 
die Abgrenzung gegenüber der intermediären Ebene. Meist weist Hinte den Quartier-
managern die Rolle der intermediären Instanz zu. Diese sollen ebenfalls im Stadtteil 
präsent sein und nach Betroffenheiten und Interessen der Menschen fragen (vgl. Hinte 
2001, o.S.). An einer Stelle spricht er aber auch davon, dass Fachkräfte aus der GWA 
gelegentlich als intermediäre Instanz fungieren (vgl. Hinte 2006, o.S.). Die Aktivierung 
der Wohnbevölkerung wird einmal als Kernstück der Tätigkeit auf der Ebene GWA 
(vgl. Hinte 2001, o.S.) und einmal als Kernstück der Tätigkeit von Quartiermanagern 
(vgl. Hinte 2004a, 178) gekennzeichnet. Hinte nimmt also keine eindeutige Zuordnung 
der Aufgabengebiete vor. Teilweise entsteht der Eindruck, dass GWA und die interme-
diäre Ebene durch eine Fachkraft in Personalunion abgedeckt werden. Dies ist aber 
                                                 
29 Zunächst benutzte Hinte statt „Quartiermanagement“ den Begriff „Stadtteilmanagement“. Der hinter 
diesen Begriffen stehende Ansatz ist jedoch identisch. Das zeigt sich in der synonymen Verwendung der 
Begriffe in zwei Texten mit zahlreichen im Wortlaut übereinstimmenden Textpassagen (vgl. Hinte 2004a 
(Vortrag von 1997) und Hinte 2001). Im Rahmen dieser Arbeit wird immer der aktuellere Begriff „Quar-
tiermanagement“ verwendet, auch sofern in der Quelle noch von Stadtteilmanagement gesprochen wird.  
30 In Anlage 6 findet sich ein Schema des ISSAB, das die Aktionsebenen, die hierfür zuständigen Akteure 
und deren Aufgaben abbildet.   
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scheinbar nicht von Hinte intentiert, was deutlich wird, wenn er davon spricht, dass ne-
ben GWA „auch andere Akteure (etwa Verwaltung, intermediäre Instanzen, Unterneh-
men usw.) mit anderen Methoden“ am Quartiermanagement beteiligt sind (vgl. 2009, 
144).  
Meiner Ansicht nach besteht die Gefahr, dass GWA seitens der in einer Kommune für 
die Umsetzung von Quartiermanagement Verantwortlichen nur als Aufgabe verstanden 
wird, die der Quartiermanager zusätzlich zu seinen anderen Tätigkeiten übernimmt. Da, 
wie in Teil A erläutert wurde, die Verwirklichung von „bottom-up“ Prinzipien aber ei-
nen intensiven Kontakt zu Gemeindemitgliedern, welcher viel Zeit in Anspruch nimmt, 
voraussetzt, sollte GWA auch im Rahmen von Quartiermanagement durch eigens dafür 
eingestellte Fachkräfte betrieben werden. Darüber hinaus sehe ich in der Einbindung 
von GWA in die „kommunale Strategie“ (Hinte 2001, o.S.) Quartiermanagement gene-
rell ein Hindernis für die Entwicklung einer „bottom-up“ Praxis. Ich stimme Oelschlä-
gel zu, der zu bedenken gibt, dass Quartiermanagement, da es unter der Regie der Städte 
steht, immer eine top-down Strategie ist (vgl. Oelschlägel 2010, 5). Selbst wenn GWA 
in einer Kommune als eigenständiges Arbeitsfeld etabliert würde, ist fraglich, ob Ge-
meinwesenarbeiter in diesem Rahmen autonom agieren können und inwieweit „Verän-
derung von unten“ seitens der Verantwortlichen als wünschenswert betrachtet wird.31  
Folgend soll dargestellt werden, inwieweit Hintes Auffassungen zu GWA, Aktivierung 
und Beteiligung trotz der von ihm befürworteten Verankerung von GWA im Quartier-
management „bottom-up“ Prinzipien enthalten und an welchen Stellen er sich von einer 
reinen „bottom-up“ Ausrichtung von GWA abgrenzt. 
 
3.2 Hintes Begriffsverständnis 
Hinte definiert stadtteilbezogene Arbeit in der Tradition von GWA als einen „projekt- 
und themenunspezifischen Prozess einer (in der Regel) mehrjährigen Aktivierung der 
Wohnbevölkerung“, der sich darauf richtet „über eine Vielzahl kleinerer Aktivierungs-
aktionen …, anhand direkt geäußerter und durchaus häufig wechselnder Interessen der 
Wohnbevölkerung … eine ,Grundmobilisierung’ eines Wohnquartiers zu bewirken, die 
dann den Humus für größere Einzelprojekte darstellt.“ (2001, o.S.; identisch 2006, 
                                                 
31 Ein Negativbeispiel beschreibt Stock. Eine Vielzahl der „Sozialen Stadt“ Projekte in Ostdeutschland 
würde von Trägern aus dem privat-gewerblichen Bereich durchgeführt. Diese seien an Aktivierung und 
Beteiligung im Sinne der traditionellen Gemeinwesenarbeit ohnehin kaum interessiert. Die Leistungsver-
träge mit der Stadt seien zudem mit Restriktionen und Abhängigkeiten verbunden (in Leipzig z.B. mit der 
Auflage, dass jegliche Form der Öffentlichkeitsarbeit im Quartiermanagement vom zuständigen Amtslei-
ter anzusegnen ist). Stock schätzt ein, dass sich unter diesem Rahmenbedingungen eine aktivierende 
GWA, deren Aufgabe es auch ist, Bewohnerinteressen Gehör zu verschaffen, die den städtischen Vorga-
ben zuwider laufen, nicht betreiben lässt (vgl. Stock 2004, 27). 
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o.S.).32 An anderer Stelle beschreibt er Stadtteilarbeit33 als einen Prozess, der nicht pro-
fessionell mit Blick auf ein wünschenswertes Ergebnis gesteuert wird, sondern durch 
die Interaktion von Professionellen und Stadtteilbewohnern geprägt ist und dessen Aus-
gang offen ist (vgl. Hinte 2007b, 95). Zur Zielstellung von GWA äußert sich Hinte wie 
folgt: GWA diene nicht dazu, Menschen zu verändern, sondern habe zum Ziel „durch 
die Gestaltung von Lebenswelten zu mehr Gerechtigkeit in Wohnquartieren beizutra-
gen, und das unter aktiver Mithilfe der dort lebenden Menschen.“ (Hinte 2001, o.S.). Er 
betont, dass es nicht darum ginge, die Bewohner eines Quartiers zu bessern, sondern 
darum, ihre Lebensbedingungen zu verändern und neue Ressourcen zu schaffen (vgl. 
2006, o.S.). Dass Menschen sich im Verlauf des Prozesses verändern und persönlich 
weiterentwickeln sieht Hinte trotzdem als positiv an. Er warnt lediglich vor einer geziel-
ten pädagogischen Beeinflussung (vgl. Hinte 2004a, 179).  
Den Begriffsbeschreibungen Hintes können folgende Merkmale von GWA entnommen 
werden, die an wichtige Prinzipien von „community development“ erinnern: Bezug auf 
geographische Gemeinden, Aktivierung, Orientierung an den Interessen der Gemeinde-
mitglieder, Ergebnisoffenheit und Veränderung von Lebensbedingungen mit den Be-
wohnern. Im Vergleich zu Oelschlägel wird Aktivierung bereits in der Begriffsdefiniti-
on als das bestimmende Merkmal von GWA gekennzeichnet. Im Vordergrund von Hin-
tes Beschreibungen steht die Gestaltung des Gemeinwesenarbeitsprozesses, während 
Oelschlägel GWA am sozialräumlichen Bezug und bestimmten Zielstellungen fest-
macht. Betrachtet man aber auch Oelschlägels weitere Ansichten zur GWA, stellt man 
fest, dass Hinte und Oelschlägel hinsichtlich der Grundsätze von GWA weitgehend 
übereinstimmen. Was jedoch nur Hinte deutlich herausarbeitet, ist die notwendige Er-
gebnisoffenheit des Gemeinwesenarbeitsprozesses. 
Hintes Verständnis von GWA spiegelt sich auch in den folgenden von ihm benannten 
Prinzipien wieder (vgl. 2009, 142f.):  
1. Ansatz bei den geäußerten Interessen der Wohnbevölkerung 
2. Unterstützung von Selbsthilfekräften und Eigeninitiative 
3. Nutzung der Ressourcen der Menschen und des Sozialraums 
4. Zielgruppenübergreifender Ansatz 
5. Bereichsübergreifender Ansatz 
                                                 
32 Diese Definition kann gleichzeitig als Hintes GWA-Verständnis begriffen werden, da er es im Kontext 
der Kritisierung einer seiner Meinung nach ungerechtfertigten Verwendung der Begriffe GWA bzw. 
Stadtteilbezogene Soziale Arbeit äußert (vgl. Hinte 2001, o.S.; 2006, o.S.). Zudem findet sich in Hinte 
2009, 144 eine Beschreibung von GWA, die viele Elemente der obigen Definition enthält.  
33 Den Begriff „Stadtteilarbeit“ verwendet Hinte als Synonym für GWA: „Ob wir das nun Stadtteilarbeit 
oder Gemeinwesenarbeit nennen ist mir einerlei.“ (Hinte 2007c, 131). 
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6. Kooperation und Koordination der sozialen Dienste 
Hier zeigen sich neben der bereits genannten Orientierung an den Interessen der Ge-
meindemitglieder weitere Parallelen zum internationalen Diskurs. Das zweite Prinzip 
erläutert Hinte wie folgt: „GWAler/innen tun möglichst nichts ohne und vermeiden Ak-
tionen für die Leute. Vielmehr denken sie mit ihnen darüber nach, was diese selbst zur 
Verbesserung ihrer Situation tun können …“ (ebd.). Dies entspricht der im Ansatz 
„community development“ favorisierten Rolle des Gemeinwesenarbeiters als „facilita-
tor“ (vgl. Teil A - Kapitel 2.2). Hinte schließt aber betreuende Angebote an die Bevöl-
kerung in späteren Stadien des Prozesses nicht aus (vgl. 2009, 143). Somit beinhaltet 
Hintes Vorstellung von GWA auch den „social planning“ Ansatz (vgl. Teil A - Kapitel 
1.2). Dies findet seine Entsprechung im Fokus von Quartiermanagement auf die Ent-
wicklung von Projekten, die auf die Bedürfnisse der Bewohner abgestimmt sind (vgl. 
Teil B - Kapitel 3.1). Das dritte Prinzip entspricht dem Prinzip „Valuing local resour-
ces“ (vgl. Teil A - Kapitel 2.2). Mit dem zielgruppenübergreifenden Ansatz verbindet 
Hinte die Anforderung, dass GWA nach Kristallisationspunkten für Aktivitäten suchen 
soll, an denen sich möglichst viele Bürger beteiligen können. Er favorisiert somit wie 
Ife und Tesoriero (vgl. Teil A - Kapitel 1.1) die lokale Gemeinde gegenüber funktiona-
len Gemeinden als Träger von Aktivitäten. Die beiden letzten Prinzipien beziehen sich 
auf das Ziel der Vernetzung von Akteuren im Stadtteil, sowohl aus dem sozialen Be-
reich als auch aus anderen Sektoren. Dabei soll die Vernetzung die Entwicklung ge-
meinsamer Projekte ermöglichen. Ob diese Prinzipien dem „social planning“ oder dem 
„community development“ Ansatz zuzuordnen sind, hängt davon ab, ob das Ziel der 
Vernetzung sich überwiegend auf Professionelle bezieht oder eher auf Akteure, die der 
Bewohnerschaft angehören.  
 
3.3 Aktivierung und Beteiligung 
Hinte schätzt ein, dass Bürgeraktivierung heute unter anderen Vorzeichen als in den 
Anfangszeiten von GWA geschieht. Während es in den 70er Jahren vorrangig darum 
ging, Gegenmacht gegen große bürokratische Apparate zu entwickeln, sind aktive Bür-
ger heute häufig von der Bürokratie ausdrücklich erwünscht. Allerdings beziehe sich der 
Wunsch nach Aktivierung in der Regel auf bestimmte Formen von Aktivität, wie bei-
spielsweise die Teilnahme an geordneten, in klaren Verfahrensschritten ablaufenden 
Beteiligungsverfahren. Laute und skandalisierende Aktionen seien hingegen meist wei-
terhin unerwünscht (vgl. Hinte 2001, o.S.). Diese ambivalente Situation gilt es in der 
Aktivierungsarbeit im Blick zu behalten. 
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Wie Oelschlägel, kritisiert auch Hinte die Orientierung kommunaler Beteiligungspraxis 
an bürgerlichen Mittelschichtsstandards. Informationsbroschüren, Bürgersprechstunden, 
Runde Tische und Bürgerversammlungen sprächen gezielt die privilegierte Mittel-
schicht an. Bürgerbeteiligung degeneriere „vielerorts zu einer neuen Form, das Bil-
dungsbürgertum artgerecht bei Laune zu halten und ohnehin benachteiligte Bevölke-
rungsgruppen auf Distanz zu halten“ (Hinte 2004a, 181). Nach Ansicht Hintes fehlt es 
generell an Möglichkeiten zur unmittelbaren Beteiligung im konkreten Lebensumfeld 
und an im Alltag angesiedelten Feldern, in denen die Interessen der Bürger gehört und 
organisiert werden. Seiner Meinung nach bedarf es zur Förderung von Beteiligung au-
ßerparlamentarischer Instanzen, die in der Lebenswelt der Bürger angesiedelt sind und 
die Organisation eines lokalen Kommunikationsprozesses unterstützen. Dies bezieht 
sich sowohl auf die Förderung des Austauschs und der Entscheidungsfindung auf Bür-
gerebene als auch auf Aushandlungsprozesse zwischen Bürgervertretern und repräsenta-
tiven Instanzen (vgl. ebd. 174).  
Hintes Überlegungen zu Beteiligung bleiben sehr allgemein. Wie auch benachteiligte 
Bevölkerungsgruppen angesprochen werden können oder wie der lokale Kommunikati-
onsprozess so gestaltet werden kann, dass Bürger tatsächlich auf politische Entschei-
dungen, von denen sie betroffen sind, Einfluss nehmen können, wird von Hinte nicht 
betrachtet. Insofern bleiben wesentliche Aspekte, die für eine „bottom-up“ Ausrichtung 
von Beteiligungsprozessen von Bedeutung sind, außen vor. Konkreter sind Hintes Aus-
führungen zu Aktivierung im Allgemeinen. Inwiefern diese Überlegungen auch für die 
Förderung von Beteiligung an Entscheidungsprozessen gelten sollen, ist aber nicht ein-
deutig.  
Den Begriff „Aktivierung“ bezeichnet Hinte als irreführend, da er suggeriert, dass Men-
schen nicht von sich aus aktiv sind, sondern erst durch professionelle Motivation zu 
Aktivitäten angeregt werden müssen. Motivation könne aber nicht von außen erzeugt 
werden, sondern sei immer bereits vorhanden. GWA geht es nach Hinte darum, Motiva-
tionen bei den Menschen zu suchen. Sie knüpft an bereits vorhandene Interessen, Akti-
vitäten und Bedürfnislagen der Menschen an (vgl. Hinte 2004 a, 178f.). Essentiell ist die 
Suche nach Themen der Menschen im Stadtteil, also nach den Dingen, „über die sie 
sich aufregen, über die sie sich freuen, die ,im Gespräch’ sind oder die Volksseele zum 
Kochen bringen.“ (ebd. 179). Dazu wird häufig die Methode „Aktivierende Befra-
gung“34 genutzt. Über diesen Zugang wird versucht herauszufinden, was die Menschen 
                                                 
34 Diese Methode wird in Lüttringhaus; Richers 2007 umfassend dargestellt. 
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wollen. Darauf aufbauend, soll mit ihnen gemeinsam darüber nachgedacht werden, wie 
sie ihre Interessen selbst erfolgreich umsetzen können (vgl. Hinte 2004c, 50). Diese 
Vorgehensweise entspricht wichtigen Anforderungen von „Veränderung von unten“ 
(vgl. Teil A - Kapitel 2.1). Neben der aktivierenden Befragung als klassischem Einstieg 
in einen Aktivierungsprozess benennt Hinte unter anderem folgende Formen der Be-
wohneraktivierung: Versammlungen, Stadtteilfeste, kulturelle Veranstaltungen, den 
Einbezug bestehender Gruppierungen (z.B. Vereine, Elternbeiräte) sowie die Unterstüt-
zung der Bildung neuer Initiativen, Haustürgespräche und Öffentlichkeitsarbeit. Die 
Auswahl von Aktivierungsmethoden müsse anhand der jeweils spezifischen Gegeben-
heiten im Quartier und sonstigen Anforderungen der Situation getroffen werden (vgl. 
Hinte 2004a, 180).  
Hinte reflektiert auch darüber, welche Faktoren die Aktivität der Bewohner hemmen. 
Als ein Grundproblem sieht er die unzureichende Kontaktaufnahme der Professionellen 
mit den Menschen im Stadtteil und die fehlerhafte Wahrnehmung der Bedürfnislagen 
im Wohnquartier an. Anknüpfungspunkt für Kontaktaufnahme und Aktivierung sollten 
Themen sein, die mit einem hohen Grad von Betroffenheit verbunden sind. Oft müssten 
aber extern definierte Notwendigkeiten, die für planende Instanzen im Mittelpunkt des 
Interesses stehen, als Anlass von Aktivierungsversuchen herhalten. Die Themen staatli-
cher Programme seien aber in der Regel nicht die Themen der Menschen im Stadtteil. 
Aufgrund der fehlenden emotionalen Betroffenheit würden Aktivierungsversuche in 
solchen Fällen meist ins Leere laufen. Darüber hinaus weist Hinte darauf hin, dass Men-
schen im Stadtteil häufig auf konkrete, schnell umzusetzende Aktivitäten orientiert sind, 
während bürokratische Organisationen in mehrjährigen Prozessen denken und an die 
ordnungsgemäße Durchführung von Genehmigungsverfahren gebunden sind (vgl. Hinte 
2001, o.S.). Sofern also Vorhaben der Bürger nicht ohne Entscheidungen solcher Insti-
tutionen durchgeführt werden können, besteht die Gefahr, dass die Menschen durch die 
Verzögerung der Umsetzung von Ideen das Interesse an einer weiteren Beteiligung ver-
lieren.35 
Obwohl Hinte Bürokratie offensichtlich als wesentliches Hindernis von Aktivierung 
erkennt, befürwortet er die Einbindung von GWA in kommunales Quartiermanagement, 
das eben an solche bürokratischen Strukturen gebunden ist. Er favorisiert ein Planungs- 
und Organisationsmodell, das nicht linear von oben oder von unten dominiert wird, 
sondern die Fähigkeiten und Mittel aller Beteiligten optimal nutzt. Dabei unterscheidet 
                                                 
35 Hinte schildert in einem eindrücklichen Beispiel die komplexen Abhängigkeiten von bürokratischen 
Entscheidungsprozessen. Dieses Beispiel ist in Anlage 7 abgedruckt.  
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er zwei Kategorien von Beteiligten: diejenigen „die planen, Geld vergeben, Maßnah-
men einleiten oder investieren“ und diejenigen, „die im Stadtteil wohnen, Freizeit 
verbringen oder professionell tätig sind“ (vgl. Hinte 2004a, 182). Diese Unterteilung 
verdeutlicht das Machtgefälle, das zwischen Bürokratie und Wirtschaft auf der einen 
Seite und Bewohnern sowie Professionellen auf der anderen Seite besteht. Die unglei-
che Verteilung von Macht wird von Hinte aber nicht hinterfragt. 
Hinte lehnt eine reine „top-down“ Planung seitens des öffentlichen Trägers ab, befür-
wortet aber, dass dieser die „Regiekompetenz“ inne hat. (vgl. ebd. 184). Somit setzt er 
sich nicht für die Initiierung und Umsetzung von Veränderungsprozessen allein durch 
Gemeindemitglieder ein. Insofern entspricht sein Ansatz nicht den Idealen einer „bot-
tom-up“ Ausrichtung. Die Möglichkeit, dass man Verbesserungen der Lebensbedingun-
gen für und mit den Menschen auch ohne Zutun von Behörden und anderen Institutio-
nen und insbesondere ohne Abhängigkeit von externer Finanzierung erreichen könnte, 
scheint Hinte nicht in Erwägung zu ziehen. Hintes unhinterfragte Akzeptanz externer 
Projektfinanzierung widerspricht der Forderung Ife und Tesorieros im Interesse der 
Selbständigkeit von Gemeinden möglichst nur auf interne Ressourcen zurückzugreifen 
(vgl. Teil A - Kapitel 2.2).  
Natürlich ist es wichtig, den Blick auf Realitäten nicht zu verlieren. Eine so weitgehen-
de Aktivierung von Menschen und Ressourcen, die den Einbezug von externen und ins-
besondere staatlichen Institutionen überflüssig macht, ist in Deutschland sicher nicht 
ohne weiteres realisierbar. Wenn man sich aber von vornherein so an die kommunale 
Planung bindet, wie es im Quartiermanagement der Fall ist, vergibt man die Chance, 
autonome Projekte zu initiieren.  
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Fazit 
„Veränderung von unten“ ist zentrales Leitbild von „community developement“. Ife und 
Tesoriero haben ein umfassendes Konzept vorgelegt, in dem die Prinzipien von „com-
munity development“ und ihre theoretischen Hintergründe detailliert erläutert werden. 
Gleichzeitig bietet ihre Darstellung zahlreiche Reflexionen zu den Hindernissen, die der 
Umsetzung von „Veränderung von unten“ im Wege stehen.  
Im deutschen Fachdiskurs findet sich die Idee der „Veränderung von unten“ in den 
Schlagworten „Aktivierung“ und „Beteiligung“ wieder. Menschen sollen durch GWA 
dabei unterstützt werden, selbst an der Verwirklichung ihrer Interessen zu arbeiten und 
sich in den politischen Entscheidungsprozess einzubringen. Fraglich ist, inwieweit in 
der Realität noch für die Umsetzung dieser Idealvorstellung von GWA gekämpft wird. 
Oelschlägel reflektiert hierzu: „Die Geschichte der GWA seit 1970 ist aus meiner Sicht 
auch eine des immer pragmatischer Werdens und des Verlustes von Veränderungsuto-
pien – ob wir es zugeben oder nicht: Betreiben wir für und mit ,unseren’ Betroffenen 
nicht mehr oder weniger das Sich-Einrichten? Haben wir denn noch Bilder von der 
,guten Gesellschaft’?“ (2007, 38). 
Insbesondere bei Hinte scheint ein solcher Pragmatismus vorherrschend zu sein. Er ori-
entiert sich offensichtlich stark an den aktuellen gesellschaftlichen und politischen Ge-
gebenheiten und versucht GWA unter den gegebenen Bedingungen und in Anpassung 
an diese zu etablieren. Aber durch dieses Vorgehen wird riskiert, dass GWA ihre fachli-
chen Ansprüche an Aktivierungsarbeit und zu schaffende Beteiligungskultur zugunsten 
der Sicherung eines finanzierten Praxisfeldes mehr und mehr zurückschrauben muss. 
Sicher, ein großes Problem für die weitere Ausarbeitung von GWA-Konzepten sind die 
fehlenden praktischen Anwendungsmöglichkeiten und die damit einhergehende man-
gelnde Einbindung in die Ausbildungsinhalte an den Universitäten. Insofern sind Hintes 
Bemühungen um die Etablierung von GWA nützlich, damit dieses Konzept nicht völlig 
in der Versenkung verschwindet. Trotzdem ist es wichtig den Blick nicht nur auf das 
aktuell Machbare zu beschränken.  
Das Konzept Ife und Tesorieros lebt von zahlreichen Veränderungsutopien und Vorstel-
lungen von einer „guten Gesellschaft“. Solche Visionen können nicht schaden, solange 
man deren Umsetzbarkeit nicht idealisiert, sondern die aktuellen gesellschaftlichen Ge-
gebenheiten daraufhin analysiert, inwiefern sie Möglichkeiten für Schritte in die ge-
wünschte Richtung bieten und inwiefern sie solche Schritte behindern. Die Notwendig-
keit der regelmäßigen Reflexion zur tatsächlichen Umsetzbarkeit gilt auch für die Prin-
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zipien und Ideale von „community work“ und Gemeinwesenarbeit. Hierfür sind prakti-
sche Erfahrungen unentbehrlich. In Deutschland kann im Vergleich zum internationalen 
Bereich nur auf wenig Praxiserfahrung zurückgegriffen werden. Gerade deshalb er-
scheint es mir nötig, auch die Erfahrungen und Vorstellungen aus anderen Ländern zu 
nutzen, um die eigene Perspektive zu erweitern.  
Der Einwand, dass Erfahrungen aus anderen Ländern aufgrund unterschiedlicher gesell-
schaftlicher Rahmenbedingungen nicht umfassend übertragbar sind, ist durchaus be-
rechtigt. Es wäre aber falsch, sich deshalb nicht mit der internationalen Perspektive aus-
einanderzusetzen. Vielmehr bietet der internationale Austausch von Ideen die Möglich-
keit in Erfahrung zu bringen, welche Konzepte wo unter welchen Bedingungen an-
wendbar sind und zu prüfen, ob man selbst in seiner Praxis von Ideen aus anderen Län-
dern profitieren kann.   
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Anlage 1:  Praxisvariablen nach Rothman 
 
Die folgende Übersicht ist entnommen aus: 
  
Rothman, Jack (1996): The Interweaving of Community Intervention Approaches. In:  
Journal of Community Practice, 3. Jg. Heft 3, S. 72f. 
 
Sie zeigt die Variablen, die Rothman zur Unterscheidung der drei Interventionsmodi 
„Locality Development“, „Social Planning“ und „Social Action“ nutzt.  
 
Rothman merkt an, dass es sich bei der Tabelle um eine aktualisierte Visualisierung des 
Schemas handelt. Laut Jeffries wurden in dieser überarbeiteten Fassung nur geringfügi-
ge Änderungen gegenüber den ursprünglichen Variablen vorgenommen. (vgl. Jeffries 
1996, 106)  
 
 
 
 
V 
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Anlage 2:  Community Capacities Map 
 
Zur Analyse vorhandener Ressourcen bietet sich die „Community Capacities Map“ an, 
welche durch die US-amerikanischen Autoren John McKnight und John Kretzmann im 
Rahmen des Konzeptes „Asset-Based Community Development“ entwickelt wurde.  
 
Die Autoren unterscheiden drei Arten von Ressourcen (vgl. Legende). Besonders „Pri-
mary Building Blocks“, die durch Bewohner einer Nachbarschaft kontrolliert werden, 
sind für das Prinzip „valuing local resources“ von Interesse. Aber auch „Secondary 
Building Blocks“ können bedeutsam sein, insbesondere wenn es sich hierbei um kom-
munale Einrichtungen handelt, der Outsider also die Kommunalverwaltung ist. 
 
 
 
Entnommen aus: McKnight, John; Kretzmann, John (1996): Mapping Community Ca-
pacity. (ohne Seitenangabe; Seitenzahl in Datei: 21) Verfügbar unter: 
http://www.abcdinstitute.org/docs/MappingCapacity.pdf, verfügbar am 19.01.2011. 
 
Unter http://www.abcdinstitute.org/ sind weitere Informationen und kostenlose Materia-
lien zu Asset-Based Community Development abrufbar. 
VII 
Anlage 3:  Ressourcen einer Gemeinde nach Swanepoel und de Beer  
 
Swanepoel und de Beer unterscheiden vier Arten von Ressourcen. Die folgende Über-
sicht zeigt diese vier Kategorien und die Beispiele, welche die Autoren für die jeweilige 
Art benennen.  
 
Grundlage der Übersicht sind die Ausführungen der Autoren in: 
 
Swanepoel, Hennie; de Beer, Frik (2007): Community Development - Breaking the cy-
cle of poverty. Fourth Edition. Lansdowne, South Africa: Juta Academic, S. 176-179. 
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Anlage 4: Appreciative Inquiry  
 
Die folgende Zusammenfassung zu Prinzipien und möglichen Fragestellungen im Rah-
men von AI ist entnommen aus: 
 
Mast, Toomas: (2006): Logical Framework Approach with an appreciative approach. 
Sida Civil Society Centre, S. 21-23. 
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Anlage 5:  Stufenmodelle zu Beteiligung 
 
In der folgenden Übersicht wurden zwei Abbildungen kombiniert, um die Ähnlichkeit 
der dargestellten Stufenmodelle zu verdeutlichen. 
 
Die Abbildungen wurden entnommen aus:  
Ife, Jim; Tesoriero, Frank (2006): Community Development. Community-based alterna-
tives in an age of globalisation. Third Edition. Frenchs Forest, Pearson Education Aus-
tralia, S. 152f. 
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Anlage 6:  Quartiermanagement 
 
 
Quartiermanagement – Aufgabenbereiche und Organisation 
 
 
 
Die Abbildung wurde veröffentlicht auf der Homepage des ISSAB:  
http://www.uni-due.de/biwi/issab/quartiermanagement, verfügbar am 21.01.2011. 
 
Direkter Link zur Abbildung: 
http://www.uni-due.de/imperia/md/images/biwi/einrichtungen/issab/grafikfrankegrimm2.gif  
verfügbar am 21.01.2011.
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Anlage 7: Bürokratie als Behinderung von Aktivierung 
 
Die folgende Schilderung Hintes zeigt auf, wie komplex die Rahmenbedingungen bei 
der Umgestaltung eines Schulhofes sind und wie viele Entscheidungen von oben dafür 
nötig sein können. Hieran wird deutlich, wie viele Hindernisse einer spontanen Umset-
zung von Umgestaltungsideen unter Mitwirkung der Betroffenen im Weg stehen: 
 
 „Denn bei jeder noch so kleinen Maßnahme in einem Stadtteil haben ja viele Menschen 
und Institutionen ,ihre Finger im Spiel’. Bei der Umgestaltung eines Schulhofs etwa 
sind direkt betroffen die SchülerInnen und die LehrerInnen sowie die Hausmeister, au-
ßerdem noch weitere StadtteilbewohnerInnen, die den Schulhof nutzen wollen. Die Fi-
nanzierung hängt von Geldern des Landes und der Kommune ab (sowie der Bereitschaft 
eines Amtes, die Verwaltung der Gelder zu übernehmen); offiziell beauftragt mit der 
Koordinierung ist vielleicht ein Querschnittsamt, beteiligt sind aber auch das Grünflä-
chenamt und das Schulverwaltungsamt. Wenn das Vorhaben außerdem noch kombiniert 
ist mit einem Qualifizierungs- oder Beschäftigungsprojekt, bedarf es der Kooperation 
mit dem Arbeitsamt und einem Beschäftigungsträger. Erschwerend kommt hinzu, daß 
die in unterschiedlicher Intensität beteiligten Menschen und Institutionen ansonsten 
nicht viel oder gar nichts miteinander zu tun haben, häufig räumlich voneinander ent-
fernt sitzen und zudem noch der Logik des je eigenen Apparats gehorchen, in den sie 
eingebunden sind. Die Schule ist in weiten Bereichen abhängig von Entscheidungen des 
Schulverwaltungsamtes, dieses wiederum ist, um kompetent entscheiden zu können, 
angewiesen auf Impulse und Anregungen aus der jeweiligen Schule. Die BewohnerIn-
nen eines Stadtteils haben häufig nicht viel mit der Schule zu tun, die SchülerInnen 
selbst stehen ihrer Schule häufig kritisch gegenüber. Zwischen SchülerInnen und Lehre-
rInnen gibt es gelegentlich ein recht angespanntes Verhältnis. Die Bezirksvertretung 
kennt sich im Dschungel der Verwaltungszuständigkeiten nicht so recht aus, dort sind 
Zuständigkeiten und Kompetenz ohnehin unklar, Dienstwege sind oft lang und ergeb-
nislos, manche Ämter planen eher traditionell, und einige weigern sich gar, die notwen-
digen Ressourcen einzubringen.“  
 
Der obige Text ist entnommen aus:  
Hinte, Wolfgang (2001): Bewohner ermutigen, aktivieren, organisieren. Methoden und 
Strukturen für ein effektives Quartiermanagement. 
http://212.12.126.151/cms/index.php?option=com_content&task=view&id=78&Itemid
=253, verfügbar am 19.01.2011. 
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